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Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 18/17575 - wird in der Fassung der Be-
schlüsse des Ausschusses angenommen. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 

 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

 
 

 Beschlüsse des Ausschusses 

Gesetz zur Änderung des  
Kinderbildungsgesetzes 

 

 Gesetz zur Änderung des  
Kinderbildungsgesetzes 

 
Artikel 1 

Änderung des Kinderbildungsgesetzes 
 

Das Kinderbildungsgesetz vom 3. Dezember 
2019 (GV. NRW. S. 894, ber. 2020 S. 77), 
das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
13. April 2022 (GV. NRW. S. 509) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 1 
Änderung des Kinderbildungsgesetzes 

 
Das Kinderbildungsgesetz vom 3. Dezember 
2019 (GV. NRW. S. 894, ber. 2020 S. 77), 
das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
13. April 2022 (GV. NRW. S. 509) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

§ 54 Absatz 2 wird wie folgt geändert:  
 
1.  Nach § 54 Absatz 2 Satz 1 Nr. 5 wird 

folgende Nummer eingefügt: 
 

„5a.  den Prozentsatz nach § 50 Ab-
satz 2 neu oder entsprechende Ein-
malzahlungen festzulegen, wenn 
sich, nach einer Überprüfung des 
Belastungsausgleichs zur Eltern-
beitragsfreiheit nach § 4 des Kon-
nexitätsausführungsgesetz vom 22. 
Juni 2004 (GV. NRW. S. 360) in der 
jeweils geltenden Fassung in Ab-
stimmung mit den kommunalen 
Spitzenverbänden, das Erfordernis 
einer Anpassung des Kostenaus-
gleichs ergibt,“ 

 
2.  In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „5“ 

durch die Angabe „5a“ ersetzt 
 
3.  In Absatz 2 Satz 3 wird nach der An-

gabe „5“ die Angabe „ , 5a“ eingefügt. 
 

 -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

Artikel 2 
Weitere Änderung des  

Kinderbildungsgesetzes 
 

Das Kinderbildungsgesetz, das zuletzt durch 
Artikel 1 dieses Gesetzes geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 
 

 Artikel 2 
Weitere Änderung des  

Kinderbildungsgesetzes 
 

Das Kinderbildungsgesetz, das zuletzt durch 
Artikel 1 dieses Gesetzes geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
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1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 
a) In der Angabe zu § 19 wird nach der 

Angabe „Bildung“ die Angabe „und 
Förderung“ eingefügt. 

 
b)  Nach der Angabe zu § 37 wird die 

folgende Angabe eingefügt: 
 

„§ 37a Finanzielle Überbrückung 
durch das Land“. 

 
c)  In der Angabe zu § 45 wird die An-

gabe „und andere Einrichtungen 
mit zusätzlichem Sprachförderbe-
darf“ gestrichen. 

 
d)  Nach der Angabe zu § 45 wird die 

folgende Angabe eingefügt: 
 

„§ 45a  Chancen-Kitas“. 
 
e)  Nach der Angabe zu § 48 wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 

„§ 48a  Landeszuschuss zur Finan-
zierung der Transformati-
onskosten“ 

 
 
 
 
 
f)  Die Angabe zu § 53 wird durch die 

folgende Angabe ersetzt: 
 

„§ 53  Innovationsklausel“. 
 

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 
a) In der Angabe zu § 19 wird nach der 

Angabe „Bildung“ die Angabe „und 
Förderung“ eingefügt. 

 
b)  Nach der Angabe zu § 37 wird die 

folgende Angabe eingefügt: 
 

„§ 37a Finanzielle Überbrückung 
durch das Land“. 

 
c)  In der Angabe zu § 45 wird die An-

gabe „und andere Einrichtungen 
mit zusätzlichem Sprachförderbe-
darf“ gestrichen. 

 
d)  Nach der Angabe zu § 45 wird die 

folgende Angabe eingefügt: 
 

„§ 45a  Chancen-Kitas“. 
 
e)  Nach der Angabe zu § 48 wird fol-

gende Angabe eingefügt: 
 

„§ 48a  Landeszuschuss zur Finan-
zierung der Transformati-
onskosten“ 

 
„§ 48b Landeszuschuss zur Finan-

zierung der Kita-Helferinnen 
und Kita-Helfer“ 

 
f)  Die Angabe zu § 53 wird durch die 

folgende Angabe ersetzt: 
 

„§ 53  Innovationsklausel“. 
 

2.  In § 4 Absatz 4 wird nach der Angabe 
„Betreuungszeiten,“ die Angabe „insbe-
sondere“ eingefügt. 

 

 2.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

3.  In § 5 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe 
„schriftlich oder elektronisch“ durch die 
Angabe „in Textform“ ersetzt. 

 

 3.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

4.  § 6 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert: 

 
a)  Nach der Angabe „Fachberatung“ 

wird die Angabe „gemäß § 47“ ein-
gefügt. 

 4.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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b)  Nach Nummer 2 wird die folgende 

Nummer 3 eingefügt: 
 

„3.  die Fachberatung der Träger, 
deren Einrichtungen in beson-
derer Weise mit Sprachbildung 
und -förderung befasst sind,“ 

 
c)  Die bisherigen Nummern 3 bis 7 

werden zu den Nummern 4 bis 8. 
 
5. § 7 Satz 1 wird durch den folgenden 

Satz ersetzt: 
 
 „Die Aufnahme eines Kindes in ein Kin-

dertagesbetreuungsangebot darf nicht 
aufgrund einer rassistischen Zuschrei-
bung oder aus Gründen seiner ethni-
schen, kulturellen oder sozialen Her-
kunft, seiner Nationalität, seiner Spra-
che, seines Geschlechts, seiner Behin-
derung, seiner Religion oder seiner 
Weltanschauung verweigert werden.“ 

 

 5.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

6.  In § 10 Absatz 1 Satz 2 wird nach der 
Angabe „werden“ die Angabe „für den 
Elternbeirat von dessen Mitgliedern und 
für die Elternversammlung und den Rat 
der Kindertageseinrichtung“ eingefügt. 

 

 6.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

7.  § 11 wird durch den folgenden § 11 er-
setzt: 

 
„§ 11 

Elternmitwirkung auf Jugendamts-
bezirks- und Landesebene 

 
(1) Die Eltern, deren Kinder in Kinderta-
gespflege betreut werden, können bis 
zum 10. Oktober eines jeden Jahres im 
jeweiligen Jugendamtsbezirk eine Ver-
tretung wählen (Elternvertretung für die 
Kindertagespflege). Sie werden dabei 
von den Jugendämtern unterstützt. 
 
(2) Die Elternbeiräte der Tageseinrich-
tungen für Kinder und die Elternvertre-
tung für die Kindertagespflege können 
sich auf örtlicher Ebene zu der Ver-
sammlung von Elternbeiräten zusam-
menschließen und ihre Interessen ge-
genüber den Trägern der Jugendhilfe 

 7.  § 11 wird durch den folgenden § 11 er-
setzt: 

 
„§ 11 

Elternmitwirkung auf Jugendamts-
bezirks- und Landesebene 

 
(1) Die Eltern, deren Kinder in Kinderta-
gespflege betreut werden, können bis 
zum 10. Oktober eines jeden Jahres im 
jeweiligen Jugendamtsbezirk eine Ver-
tretung wählen (Elternvertretung für die 
Kindertagespflege). Sie werden dabei 
von den Jugendämtern unterstützt. 
 
(2) Die Elternbeiräte der Tageseinrich-
tungen für Kinder und die Elternvertre-
tung für die Kindertagespflege können 
sich auf örtlicher Ebene zu der Ver-
sammlung von Elternbeiräten zusam-
menschließen und ihre Interessen ge-
genüber den Trägern der Jugendhilfe 
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vertreten. § 10 Absatz 3 Satz 2 gilt ent-
sprechend. Sie werden dabei von den 
örtlichen und überörtlichen Trägern der 
öffentlichen Jugendhilfe unterstützt. Die 
Versammlung der Elternbeiräte wählt in 
der Zeit zwischen dem 11. Oktober und 
dem 10. November eines jeden Jahres 
aus ihrer Mitte einen Jugendamtseltern-
beirat, im Folgenden JAEB. Die Gültig-
keit der Wahl des JAEB setzt voraus, 
dass sich 15 Prozent aller Elternbeiräte 
und der Elternvertretung für die Kinder-
tagespflege im Jugendamtsbezirk an 
der Wahl beteiligt haben. Das Mandat 
der Mitglieder des JAEB gilt über das 
Ende eines Kindergartenjahres hinaus 
und endet mit der Wahl eines neuen 
JAEB, wenn in den Verfahrensregeln 
und Geschäftsordnungen nach Absatz 
4 keine andere Regelung getroffen 
wurde. Wenn keine andere Regelung 
getroffen worden ist, endet es mit der 
Wahl, auch wenn kein neuer JAEB zu-
stande kommt, spätestens jedoch mit 
Ablauf des 10. November. In den Ver-
fahrensregeln und Geschäftsordnungen 
kann geregelt werden, dass ein Teil der 
Mitglieder des JAEB für zwei Kindergar-
tenjahre gewählt wird. Wenn ihre Kinder 
nicht mehr in der Kindertagesbetreuung 
sind, scheiden Eltern spätestens mit der 
Wahl eines neuen JAEB aus dem JAEB 
aus. Dem JAEB ist vom Jugendamt bei 
wesentlichen die Kindertagesbetreuung 
betreffenden Fragen die Möglichkeit der 
Mitwirkung zu geben. 
 
(3) Die Jugendamtselternbeiräte kön-
nen sich auf Landesebene in der Ver-
sammlung der Jugendamtselternbeiräte 
zusammenschließen. Die Jugendamt-
selternbeiräte wählen bis zum 6. De-
zember eines jeden Jahres den Landes-
elternbeirat, im Folgenden LEB, aus 
dem Kreis der gewählten Jugendamt-
selternbeiratsmitglieder. Je Jugend-
amtsbezirk, in dem ein JAEB zum Ab-
lauf des 10. November eines jeden Jah-
res gewählt wurde, kann eine Stimme 
abgegeben werden. Die Gültigkeit der 
Wahl des LEB setzt voraus, dass sich 
Jugendamtselternbeiräte aus 15 Pro-
zent aller Jugendamtsbezirke an der 

vertreten. § 10 Absatz 3 Satz 2 gilt ent-
sprechend. Sie werden dabei von den 
örtlichen und überörtlichen Trägern der 
öffentlichen Jugendhilfe unterstützt. Die 
Versammlung der Elternbeiräte wählt in 
der Zeit zwischen dem 11. Oktober und 
dem 10. November eines jeden Jahres 
aus ihrer Mitte einen Jugendamtseltern-
beirat, im Folgenden JAEB. Die Gültig-
keit der Wahl des JAEB setzt voraus, 
dass sich 10 Prozent aller Elternbeiräte 
und der Elternvertretung für die Kinder-
tagespflege im Jugendamtsbezirk an 
der Wahl beteiligt haben. Das Mandat 
der Mitglieder des JAEB gilt über das 
Ende eines Kindergartenjahres hinaus 
und endet mit der Wahl eines neuen 
JAEB, wenn in den Verfahrensregeln 
und Geschäftsordnungen nach Absatz 
4 keine andere Regelung getroffen 
wurde. Wenn keine andere Regelung 
getroffen worden ist, endet es mit der 
Wahl, auch wenn kein neuer JAEB zu-
stande kommt, spätestens jedoch mit 
Ablauf des 10. November. In den Ver-
fahrensregeln und Geschäftsordnungen 
kann geregelt werden, dass ein Teil der 
Mitglieder des JAEB für zwei Kindergar-
tenjahre gewählt wird. Wenn ihre Kinder 
nicht mehr in der Kindertagesbetreuung 
sind, scheiden Eltern spätestens mit der 
Wahl eines neuen JAEB aus dem JAEB 
aus. Dem JAEB ist vom Jugendamt bei 
wesentlichen die Kindertagesbetreuung 
betreffenden Fragen die Möglichkeit der 
Mitwirkung zu geben. 
 
(3) Die Jugendamtselternbeiräte kön-
nen sich auf Landesebene in der Ver-
sammlung der Jugendamtselternbeiräte 
zusammenschließen. Die Jugendamt-
selternbeiräte wählen bis zum 6. De-
zember eines jeden Jahres den Landes-
elternbeirat, im Folgenden LEB, aus 
dem Kreis der gewählten Jugendamt-
selternbeiratsmitglieder. Je Jugend-
amtsbezirk, in dem ein JAEB zum Ab-
lauf des 10. November eines jeden Jah-
res gewählt wurde, kann eine Stimme 
abgegeben werden. Die Gültigkeit der 
Wahl des LEB setzt voraus, dass sich 
Jugendamtselternbeiräte aus 10 Pro-
zent aller Jugendamtsbezirke an der 
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Wahl beteiligt haben. Die Wahlperiode 
des LEB beginnt am 1. Januar und en-
det am 31. Dezember des auf die Wahl 
folgenden Kalenderjahres. In den Ver-
fahrensregeln und der Geschäftsord-
nung nach Absatz 4 Satz 1 kann gere-
gelt werden, dass ein Teil der Mitglieder 
des LEB für zwei Wahlperioden gewählt 
wird. Wenn ihre Kinder nicht mehr in der 
Kindertagesbetreuung sind, scheiden 
Eltern spätestens mit der Wahl eines 
neuen LEB aus dem LEB aus. Dem LEB 
ist von der Obersten Landesjugendbe-
hörde bei wesentlichen die Kindertages-
betreuung betreffenden Fragen die 
Möglichkeit der Mitwirkung zu geben. 
 
(4) Näheres zum Verfahren und über die 
Zusammensetzung der Gremien auf Ju-
gendamts- und Landesebene regeln die 
Versammlungen der Elternbeiräte und 
der Jugendamtselternbeiräte in einer 
Geschäftsordnung. Zu den pflichtigen 
Aufgaben des amtierenden LEB gehört 
die Organisation der Wahl für die fol-
gende Wahlperiode. Der LEB wird dabei 
durch die überörtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe (Landesjugend-
ämter) unterstützt. Für die Wahl zum 
nächsten LEB soll beim amtierenden 
LEB eine Wahlkommission eingerichtet 
werden, deren Mitglieder nicht selbst 
zur Wahl kandidieren. Die Jugendämter 
melden dieser Wahlkommission bis 
spätestens 14. November die für die 
Wahldurchführung notwendigen Anga-
ben der wahlberechtigten Personen. 
 
(5) Der LEB erhält für die mit der Wahr-
nehmung der Aufgaben verbundenen 
Ausgaben bis zu 50 000 Euro jährlich. 
Die Auszahlung des Betrages für die 
Wahlperiode des LEB erfolgt im Januar 
nach der Wahl. Die Ausgaben einer 
Wahlperiode sind beim Landschaftsver-
band Rheinland jährlich spätestens bis 
zum 31. März des Folgejahres nachzu-
weisen. Abschlagszahlungen sind zu 
verrechnen.“ 

 
 

Wahl beteiligt haben. Die Wahlperiode 
des LEB beginnt am 1. Januar und en-
det am 31. Dezember des auf die Wahl 
folgenden Kalenderjahres. In den Ver-
fahrensregeln und der Geschäftsord-
nung nach Absatz 4 Satz 1 kann gere-
gelt werden, dass ein Teil der Mitglieder 
des LEB für zwei Wahlperioden gewählt 
wird. Wenn ihre Kinder nicht mehr in der 
Kindertagesbetreuung sind, scheiden 
Eltern spätestens mit der Wahl eines 
neuen LEB aus dem LEB aus. Dem LEB 
ist von der Obersten Landesjugendbe-
hörde bei wesentlichen die Kindertages-
betreuung betreffenden Fragen die 
Möglichkeit der Mitwirkung zu geben. 
 
(4) Näheres zum Verfahren und über die 
Zusammensetzung der Gremien auf Ju-
gendamts- und Landesebene regeln die 
Versammlungen der Elternbeiräte und 
der Jugendamtselternbeiräte in einer 
Geschäftsordnung. Zu den pflichtigen 
Aufgaben des amtierenden LEB gehört 
die Organisation der Wahl für die fol-
gende Wahlperiode. Der LEB wird dabei 
durch die überörtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe (Landesjugend-
ämter) unterstützt. Für die Wahl zum 
nächsten LEB soll beim amtierenden 
LEB eine Wahlkommission eingerichtet 
werden, deren Mitglieder nicht selbst 
zur Wahl kandidieren. Die Jugendämter 
melden dieser Wahlkommission bis 
spätestens 14. November die für die 
Wahldurchführung notwendigen Anga-
ben der wahlberechtigten Personen. 
 
(5) Der LEB erhält für die mit der Wahr-
nehmung der Aufgaben verbundenen 
Ausgaben bis zu 50 000 Euro jährlich. 
Die Auszahlung des Betrages für die 
Wahlperiode des LEB erfolgt im Januar 
nach der Wahl. Die Ausgaben einer 
Wahlperiode sind beim Landschaftsver-
band Rheinland jährlich spätestens bis 
zum 31. März des Folgejahres nachzu-
weisen. Abschlagszahlungen sind zu 
verrechnen.“ 
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8.  § 18 wird durch den folgenden § 18 er-
setzt: 

 
„§ 18 

Beobachtung und Dokumentation 
 
(1) Grundlage der Erfüllung des Bil-
dungs- und Erziehungsauftrages, insbe-
sondere der individuellen stärkenorien-
tierten ganzheitlichen Förderung eines 
jeden Kindes ist eine regelmäßige all-
tagsintegrierte wahrnehmende Be-
obachtung des Kindes. Diese ist auch 
auf seine Möglichkeiten und auf die in-
dividuelle Vielfalt seiner Handlungen, 
Vorstellungen, Ideen, Werke und Prob-
lemlösungen gerichtet. Die Beobach-
tung des Kindes bildet die Grundlage für 
zwei regelmäßige Prozesse: 
 
1.  die Bildungsdokumentation, die 

den Bildungs- und Lernprozess des 
Kindes abbildet und auf prozessori-
entierten Instrumenten beruht so-
wie 

2.  die Entwicklungsstanderhebung, 
die den individuellen Entwicklungs-
stand des Kindes mit standardisier-
ten Verfahren feststellt. 

 
Die Bildungsdokumentation und Ent-
wicklungsstanderhebung setzen die Zu-
stimmung der Eltern in Textform voraus. 
Das Nähere zum Verfahren und zur 
Ausgestaltung der Bildungsdokumenta-
tion und Entwicklungsstanderhebung 
regelt die Oberste Landesjugendbe-
hörde durch Rechtsverordnung. 
 
(2) Die Bildungsdokumentation und die 
Ergebnisse der Entwicklungsstanderhe-
bung sind auch Gegenstand von Ent-
wicklungsgesprächen mit den Eltern. 
Wenn die Eltern in zeitlicher Nähe zur 
Informationsweitergabe in Textform zu-
gestimmt haben, wird sie den Grund-
schulen zur Einsichtnahme zur Verfü-
gung gestellt und von den Lehrkräften 
des Primarbereichs in die weitere indivi-
duelle Förderung einbezogen. Die El-
tern sind dabei darauf hinzuweisen, 
dass sie ihre Einwilligung zur Weiterlei-
tung beider Dokumentationen an eine 

 8.  § 18 wird durch den folgenden § 18 er-
setzt: 

 
„§ 18 

Beobachtung und Dokumentation 
 
(1) Grundlage der Erfüllung des Bil-
dungs- und Erziehungsauftrages, insbe-
sondere der individuellen stärkenorien-
tierten ganzheitlichen Förderung eines 
jeden Kindes ist eine regelmäßige all-
tagsintegrierte wahrnehmende Be-
obachtung des Kindes. Diese ist auch 
auf seine Möglichkeiten und auf die in-
dividuelle Vielfalt seiner Handlungen, 
Vorstellungen, Ideen, Werke und Prob-
lemlösungen gerichtet. Die Beobach-
tung des Kindes bildet die Grundlage für 
zwei regelmäßige Prozesse: 
 
1.  die Bildungsdokumentation, die 

den Bildungs- und Lernprozess des 
Kindes abbildet und auf prozessori-
entierten Instrumenten beruht so-
wie 

2.  die Entwicklungsstandserhebung, 
die den individuellen Entwicklungs-
stand des Kindes mit standardisier-
ten Verfahren feststellt. 

 
Die Bildungsdokumentation und Ent-
wicklungsstandserhebung setzen die 
Zustimmung der Eltern in Textform vo-
raus. Das Nähere zum Verfahren und 
zur Ausgestaltung der Bildungsdoku-
mentation und Entwicklungsstandser-
hebung regelt die Oberste Landesju-
gendbehörde durch Rechtsverordnung. 
 
(2) Die Bildungsdokumentation und die 
Ergebnisse der Entwicklungsstandser-
hebung sind auch Gegenstand von Ent-
wicklungsgesprächen mit den Eltern. 
Wenn die Eltern in zeitlicher Nähe zur 
Informationsweitergabe in Textform zu-
gestimmt haben, wird sie den Grund-
schulen zur Einsichtnahme zur Verfü-
gung gestellt und von den Lehrkräften 
des Primarbereichs in die weitere indivi-
duelle Förderung einbezogen. Die El-
tern sind dabei darauf hinzuweisen, 
dass sie ihre Einwilligung zur Weiterlei-
tung beider Dokumentationen an eine 
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Grundschule datenschutzrechtlich je-
derzeit widerrufen können. Endet die 
Betreuung des Kindes, werden die Bil-
dungsdokumentation und die Entwick-
lungsstanderhebung den Eltern ausge-
händigt.“ 

 

Grundschule datenschutzrechtlich je-
derzeit widerrufen können. Endet die 
Betreuung des Kindes, werden die Bil-
dungsdokumentation und die Entwick-
lungsstandserhebung den Eltern ausge-
händigt.“ 

 
9. § 19 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In der Überschrift zu § 19 wird nach 
der Angabe „Bildung“ die Angabe 
„und Förderung“ eingefügt. 

 
b)  Absatz 2 wird durch den folgenden 

Absatz 2 ersetzt: 
 

„(2) Die sprachliche Entwicklung ist 
im Rahmen der Entwicklungs- 
standerhebung regelmäßig zu be-
obachten und zu dokumentieren. 
Ergebnisse dieser Erhebung sind 
auszuwerten und in gezielte all-
tagsintegrierte Sprachbildungsan-
gebote für alle Kinder sowie, bei 
festgestelltem Förderbedarf, in eine 
individuelle Sprachförderplanung 
zu überführen. Diese Planung ist 
regelmäßig zu überprüfen und an 
die Sprachentwicklung des Kindes 
anzupassen. Das Nähere zum Ver-
fahren und zur Ausgestaltung der 
Erhebung des kindlichen Sprach-
entwicklungsstandes regelt die 
Oberste Landesjugendbehörde 
durch Rechtsverordnung.“ 

 
 
 
 
 

c)  Absatz 5 wird durch den folgenden 
Absatz 5 ersetzt: 

 
 „(5) In den pädagogischen Konzep-

tionen der Tageseinrichtungen soll 
dargestellt werden, wie auf der 
Grundlage der Sprachentwick-
lungsstanderhebung Maßnahmen 
der Sprachförderung geplant, um-
gesetzt und evaluiert werden, um 
eine wirksame Förderung sicherzu-
stellen. Außerdem sollen die Aufga-
ben der pädagogischen Fachkräfte 

 9. § 19 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In der Überschrift zu § 19 wird nach 
der Angabe „Bildung“ die Angabe 
„und Förderung“ eingefügt. 

 
b)  Absatz 2 wird durch den folgenden 

Absatz 2 ersetzt: 
 

„(2) Die sprachliche Entwicklung ist 
im Rahmen der Entwicklungs- 
standserhebung regelmäßig zu be-
obachten und zu dokumentieren. 
Ergebnisse dieser Erhebung sind 
auszuwerten und in gezielte all-
tagsintegrierte Sprachbildungsan-
gebote für alle Kinder sowie, bei 
festgestelltem Förderbedarf, in eine 
individuelle Sprachförderplanung 
zu überführen. Diese Planung ist 
regelmäßig zu überprüfen und an 
die Sprachentwicklung des Kindes 
anzupassen. Das Nähere zum Ver-
fahren und zur Ausgestaltung der 
Erhebung des kindlichen Sprach-
entwicklungsstandes regelt die 
Oberste Landesjugendbehörde 
durch Rechtsverordnung.“ 

 
c) In Absatz 4 Satz 1 wird nach der 

Angabe „ist“ die Angabe „als Kom-
petenz“ eingefügt. 

 
d)  Absatz 5 wird durch den folgenden 

Absatz 5 ersetzt: 
 
 „(5) In den pädagogischen Konzep-

tionen der Tageseinrichtungen soll 
dargestellt werden, wie auf der 
Grundlage der Sprachentwick-
lungsstandserhebung Maßnahmen 
der Sprachförderung geplant, um-
gesetzt und evaluiert werden, um 
eine wirksame Förderung sicherzu-
stellen. Außerdem sollen die Aufga-
ben der pädagogischen Fachkräfte 
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im Rahmen einer qualitativ hoch-
wertigen Interaktionsbegleitung 
und sprachlichen Lernanregung der 
Kinder aufgeführt werden. Der Trä-
ger der Tageseinrichtung muss im 
Rahmen einer kontinuierlichen 
Qualitätsentwicklung und Personal-
qualifizierung dafür Sorge tragen, 
dass die alltagsintegrierte Sprach-
bildung aller Kinder und die Förde-
rung der Kinder mit sprachlichem 
Unterstützungsbedarf verbindlich 
sichergestellt werden.“ 

 

im Rahmen einer qualitativ hoch-
wertigen Interaktionsbegleitung 
und sprachlichen Lernanregung der 
Kinder aufgeführt werden. Der Trä-
ger der Tageseinrichtung muss im 
Rahmen einer kontinuierlichen 
Qualitätsentwicklung und Personal-
qualifizierung dafür Sorge tragen, 
dass die alltagsintegrierte Sprach-
bildung aller Kinder und die Förde-
rung der Kinder mit sprachlichem 
Unterstützungsbedarf verbindlich 
sichergestellt werden.“ 

 
10.  § 20 wird wie folgt geändert: 

 
a)  In Absatz 3 wird nach der Angabe 

„Jugendhilfe“ die Angabe „(Land-
schaftsverband Rheinland und 
Landschaftsverband Westfalen-
Lippe)“ gestrichen. 

 
b)  Die Absätze 4 und 5 werden durch 

die folgenden Absätze 4 und 5 er-
setzt: 

 
 „(4) Zur Beurteilung der Auswirkun-

gen dieses Gesetzes und zu seiner 
Fortentwicklung sind jährliche Er-
hebungen zum 1. März über die 
Einrichtung, die Belegung, die Lei-
tungsstunden und die Zuordnung 
des pädagogischen Personals zu 
Gruppenbereichen in den Tages-
einrichtungen und den Auswirkun-
gen der Förderung nach den §§ 
44und 45 durchzuführen. Die Anga-
ben für die Erhebung haben über 
hierfür von der Obersten Landesju-
gendbehörde eingerichtete elektro-
nische Systeme bis spätestens 
zum 31. Juli desselben Kalender-
jahres zu erfolgen. Erhebungs-
merkmale sind 

 
1.  die Einrichtung, gegliedert 

nach Art des Trägers, Umfang 
und Lage der tatsächlichen Öff-
nungszeit, Umfang und Lage 
der Kern- und Randzeiten, 

2.  die Zahl der aufgenommenen 
Kinder zum 1. März, gegliedert 
nach Geschlecht, Alter nach 

 10.  § 20 wird wie folgt geändert: 
 
a)  In Absatz 3 wird nach der Angabe 

„Jugendhilfe“ die Angabe „(Land-
schaftsverband Rheinland und 
Landschaftsverband Westfalen-
Lippe)“ gestrichen. 

 
b)  Die Absätze 4 und 5 werden durch 

die folgenden Absätze 4 und 5 er-
setzt: 

 
 „(4) Zur Beurteilung der Auswirkun-

gen dieses Gesetzes und zu seiner 
Fortentwicklung sind jährliche Er-
hebungen zum 1. März über die 
Einrichtung, die Belegung, die Lei-
tungsstunden und die Zuordnung 
des pädagogischen Personals zu 
Gruppenbereichen in den Tages-
einrichtungen und den Auswirkun-
gen der Förderung nach den §§ 
44und 45 durchzuführen. Die Anga-
ben für die Erhebung haben über 
hierfür von der Obersten Landesju-
gendbehörde eingerichtete elektro-
nische Systeme bis spätestens 
zum 31. Juli desselben Kalender-
jahres zu erfolgen. Erhebungs-
merkmale sind 

 
1. die Einrichtung, gegliedert 

nach Art des Trägers, Umfang 
und Lage der tatsächlichen Öff-
nungszeit, Nutzung der Kern- 
und Randzeiten, 

2.  die Zahl der aufgenommenen 
Kinder zum 1. März, gegliedert 
nach Geschlecht, Alter nach 
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Monat und Jahr, jeweiligem 
Betreuungsumfang differen-
ziert nach Kern- und Randzei-
ten und Anzahl der Kinder, die 
in der Familie vorrangig nicht 
Deutsch sprechen, 

3.  die Leitungsstunden für Lei-
tungskräfte im Sinne von § 29 
je Einrichtung, 

4.  die pädagogischen Gruppen-
bereiche, gegliedert nach An-
zahl und Zuordnung der Fach- 
und Ergänzungskraftstunden 
sowie der Personalkraftstun-
den in der Ausbildung und zu-
sätzlichen Personalkraftstun-
den im Bereich der Betreuung 
von Kindern mit oder mit dro-
henden Behinderungen, 

5. der prozentuale Anteil von Kin-
dern mit individuellem Förder-
plan, 

6.  die Anzahl der Kinder in einem 
Kindergartenjahr für die eine 
individuelle Sprachförderpla-
nung erfolgt und 

7.  bei plusKITAs nach § 44die Art 
der abgeschlossenen Qualifi-
kation der plusKITA-Fachkräfte 
nach § 44 Absatz 3 Satz 1. 

 
(5) Zur Beurteilung der Auswirkungen 
dieses Gesetzes und zu seiner Fortent-
wicklung sind jährliche Erhebungen 
über die Angebote der Kindertages-
pflege durchzuführen. Erhebungsmerk-
male sind zum Stichtag des § 101 Ab-
satz 2 Nummer 10 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch 
 
1.  die Zahl der jährlich für Kinderta-

gespflegepersonen verpflichtenden 
Fortbildungsstunden, 

2.  die Art der Regelung für Ausfallzei-
ten von Kindertagespflegeperso-
nen sowie 

3.  in den Fällen des Landeszuschus-
ses nach § 24 Absatz 2 Satz 2 die 
Zahl der Kindertagespflegeperso-
nen mit der Bestätigung einer abge-
schlossenen zusätzlichen Qualifi-
kation zur Betreuung von Kindern 

Monat und Jahr, jeweiligem 
Betreuungsumfang differen-
ziert nach Kern- und Randzei-
ten und Anzahl der Kinder, die 
in der Familie vorrangig nicht 
Deutsch sprechen, 

3.  die Leitungsstunden für Lei-
tungskräfte im Sinne von § 29 
je Einrichtung, 

4.  die pädagogischen Gruppen-
bereiche, gegliedert nach An-
zahl und Zuordnung der Fach- 
und Ergänzungskraftstunden 
sowie der Personalkraftstun-
den in der Ausbildung und zu-
sätzlichen Personalkraftstun-
den im Bereich der Betreuung 
von Kindern mit oder mit dro-
henden Behinderungen, 

5. die Anzahl der Kinder mit ei-
nem festgestellten erhöhten 
pädagogischen Förderbedarf, 

6. die Anzahl der Kinder mit ei-
nem festgestellten erhöhten 
sprachlichen Förderbedarf und 

 
7.  bei plusKITAs nach § 44die Art 

der abgeschlossenen Qualifi-
kation der plusKITA-Fachkräfte 
nach § 44 Absatz 3 Satz 1. 

 
(5) Zur Beurteilung der Auswirkungen 
dieses Gesetzes und zu seiner Fortent-
wicklung sind jährliche Erhebungen 
über die Angebote der Kindertages-
pflege durchzuführen. Erhebungsmerk-
male sind zum Stichtag des § 101 Ab-
satz 2 Nummer 10 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch 
 
1.  die Zahl der jährlich für Kinderta-

gespflegepersonen verpflichtenden 
Fortbildungsstunden, 

2.  die Art der Regelung für Ausfallzei-
ten von Kindertagespflegeperso-
nen sowie 

3.  in den Fällen des Landeszuschus-
ses nach § 24 Absatz 2 Satz 2 die 
Zahl der Kindertagespflegeperso-
nen mit der Bestätigung einer abge-
schlossenen zusätzlichen Qualifi-
kation zur Betreuung von Kindern 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20472 

 
 

12 

mit oder mit drohenden Behinde-
rungen. 

 
Das Jugendamt übermittelt die zum 
Stichtag 1. März erhobenen Daten bis 
spätestens zum 31. Juli desselben Ka-
lenderjahres über hierfür eingerichtete 
elektronische Systeme.“ 

 

mit oder mit drohenden Behinde-
rungen. 

 
Das Jugendamt übermittelt die zum 
Stichtag 1. März erhobenen Daten bis 
spätestens zum 31. Juli desselben Ka-
lenderjahres über hierfür eingerichtete 
elektronische Systeme.“ 

 
11.  § 21 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 5 wird gestrichen. 
 

b)  Absatz 2 wird durch die folgenden 
Absätze 2 und 3 ersetzt: 

 
 „(2) Alle Kindertagespflegeperso-

nen, die erstmalig die Tätigkeit als 
Kindertagespflegeperson aufneh-
men, sollen über eine Qualifikation 
auf der Grundlage eines wissen-
schaftlich entwickelten Lehrplans 
verfügen, der inhaltlich und nach 
zeitlichem Umfang dem Standard 
des vom Deutschen Jugendinstitut 
entwickelten Kompetenzorientier-
ten Qualifizierungshandbuchs Kin-
dertagespflege Bildung, Erziehung 
und Betreuung von Kindern unter 
drei, 1. Auflage 2015, das über die 
Friedrich Verlag GmbH zu bezie-
hen ist, im Folgenden QHB, ent-
spricht. Abweichend davon benöti-
gen sozialpädagogische Fach-
kräfte, die erstmalig als Kinderta-
gespflegeperson tätig werden, nur 
einen Nachweis über vertiefte 
Kenntnisse hinsichtlich der Anfor-
derungen der Kindertagespflege im 
Umfang von 80 Unterrichtseinhei-
ten. 

 
(3) Die zuständigen Gremien kön-
nen in den Satzungen regeln, dass 
in ihrem Jugendamtsbezirk tätige 
Kindertagespflegepersonen zum 
Nachweis der persönlichen Eig-
nung über eine QHB-Qualifikation 
nach Absatz 2 Satz 1 verfügen 
müssen.“ 

 
c)  Der bisherige Absatz 3 wird zu Ab-

satz 4. 

 11.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20472 

 
 

13 

 
 
 
 
 
12.  § 22 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 1 wird die Angabe 
„schriftlich“ durch die Angabe „in 
Textform“ ersetzt. 

 
b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  Nach Satz 3 wird folgender 

Satz eingefügt: 
 
 „Abweichend von Satz 2 kann 

die Erlaubnis für mehr als 
acht fremde Kinder erteilt 
werden, wenn die Kinderta-
gespflegeperson überwie-
gend als Springer- und Ver-
tretungskraft für Ausfallzei-
ten, beispielsweise auch in 
Stützpunkten, tätig ist.“ 

 
bb)  In dem neuen Satz 5 wird der 

Punkt am Ende durch die An-
gabe „, außer in den Fällen 
des Satzes 4.“ ersetzt. 

 
c)  Absatz 6 Satz 5 wird gestrichen. 
 
d)  Nach Absatz 8 Satz 1 wird folgen-

der Satz eingefügt: 
 
 „Eine Untersagung der Betreuung 

hat auch dann zu erfolgen, wenn 
Kindertagespflege mit angestellten 
Kindertagespflegepersonen ange-
boten wird, ohne dass der Anstel-
lungsträger die Voraussetzungen 
des Absatzes 6 erfüllt.“ 

 

 12.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

13.  § 24 wird durch den folgenden § 24 er-
setzt: 

 
„§ 24 

Landeszuschuss für Kinder in  
Kindertagespflege und  
Verwendungsnachweis 

 

 13.  § 24 wird durch den folgenden § 24 er-
setzt: 

 
„§ 24 

Landeszuschuss für Kinder in  
Kindertagespflege und  
Verwendungsnachweis 
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(1) Das Land gewährt dem Jugendamt 
auf der Grundlage einer zum 15. März 
für das im gleichen Kalenderjahr begin-
nende Kindergartenjahr vorzulegenden 
verbindlichen Mitteilung jährliche Kin-
dertagespflegepauschalen. Diese Kin-
dertagespflegepauschalen werden für 
jedes in öffentlich finanzierter Kinderta-
gespflege bis zum Schuleintritt betreute 
Kind geleistet, soweit nicht für dieses 
Kind im selben Kindergartenjahr ein 
Landeszuschuss nach § 38 gewährt 
wird. 
 
(2) Der jährliche Zuschuss nach Ab-
satz 1 beträgt im Kindergartenjahr 
2026/2027 1 401,26 Euro pro Kind. Für 
Kinder mit Behinderungen oder Kinder, 
die von wesentlichen Behinderungen 
bedroht sind, und bei denen dies von ei-
nem Träger der Eingliederungshilfe 
festgestellt wurde, erhält das Jugend-
amt 4 020,57 Euro pro Kind. § 37 gilt 
entsprechend. Der Zuschuss nach 
Satz 2 für Kinder mit oder mit drohen-
den Behinderungen ist für pädagogi-
sche Mehrbedarfe, die im Zusammen-
hang mit der gemeinsamen Betreuung 
von Kindern mit und ohne Behinderun-
gen entstehen, einzusetzen. 
 
(3) Der Landeszuschuss nach Absatz 2 
Satz 1 setzt bei Kindern, die außerhalb 
des Haushalts der Eltern betreut wer-
den, eine Bestätigung des Jugendam-
tes voraus, dass 
 
1.  die Kindertagespflegeperson über 

eine Erlaubnis zur Kindertages-
pflege nach § 43 des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch verfügt, 

2.  die Kindertagespflegeperson ein 
Kind oder mehrere Kinder regelmä-
ßig mindestens 15 Stunden wö-
chentlich und länger als drei Mo-
nate betreuen will, 

3.  die Kindertagespflegeperson min-
destens eine Qualifikation im Sinne 
des § 21 Absatz 1 oder 2 nachwei-
sen kann, 

4.  die Kindertagespflegeperson jähr-
lich Fortbildungsangebote mit min-
destens fünf Stunden wahrnimmt, 

(1) Das Land gewährt dem Jugendamt 
auf der Grundlage einer zum 15. März 
für das im gleichen Kalenderjahr begin-
nende Kindergartenjahr vorzulegenden 
verbindlichen Mitteilung jährliche Kin-
dertagespflegepauschalen. Diese Kin-
dertagespflegepauschalen werden für 
jedes in öffentlich finanzierter Kinderta-
gespflege bis zum Schuleintritt betreute 
Kind geleistet, soweit nicht für dieses 
Kind im selben Kindergartenjahr ein 
Landeszuschuss nach § 38 gewährt 
wird. 
 
(2) Der jährliche Zuschuss nach Ab-
satz 1 beträgt im Kindergartenjahr 
2026/2027 1 401,26 Euro pro Kind. Für 
Kinder mit Behinderungen oder Kinder, 
die von wesentlichen Behinderungen 
bedroht sind, und bei denen dies von ei-
nem Träger der Eingliederungshilfe 
festgestellt wurde, erhält das Jugend-
amt 4 020,57 Euro pro Kind. § 37 gilt 
entsprechend. Der Zuschuss nach 
Satz 2 für Kinder mit oder mit drohen-
den Behinderungen ist für pädagogi-
sche Mehrbedarfe, die im Zusammen-
hang mit der gemeinsamen Betreuung 
von Kindern mit und ohne Behinderun-
gen entstehen, einzusetzen. 
 
(3) Der Landeszuschuss nach Absatz 2 
Satz 1 setzt bei Kindern, die außerhalb 
des Haushalts der Eltern betreut wer-
den, eine Bestätigung des Jugendam-
tes voraus, dass 
 
1.  die Kindertagespflegeperson über 

eine Erlaubnis zur Kindertages-
pflege nach § 43 des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch verfügt, 

2.  die Kindertagespflegeperson ein 
Kind oder mehrere Kinder regelmä-
ßig mindestens 15 Stunden wö-
chentlich und länger als drei Mo-
nate betreuen will, 

3.  die Kindertagespflegeperson min-
destens eine Qualifikation im Sinne 
des § 21 Absatz 1 oder 2 nachwei-
sen kann, 

4.  die Kindertagespflegeperson jähr-
lich Fortbildungsangebote mit min-
destens fünf Stunden wahrnimmt, 
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5.  für Ausfallzeiten der Kindertages-
pflegeperson rechtzeitig eine 
gleichermaßen geeignete Betreu-
ung für das Kind durch eine für El-
tern und Kindertagespflegeperso-
nen transparente Regelung des Ju-
gendamtes sichergestellt wird, 

6.  die laufende Geldleistung nach 
§ 23 Absatz 2 und 2a des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch erfolgt 
und jeder Kindertagespflegeperson 
im Rahmen von § 23 Absatz 2 
Nummer 2 des Achten Buches So-
zialgesetzbuch für jedes ihr zuge-
ordnete Kind ein Betrag für mindes-
tens eine Stunde pro Betreuungs-
woche für mittelbare Bildungs- und 
Betreuungsarbeit geleistet wird, 

7.  die laufende Geldleistung im Regel-
fall auch während der Eingewöh-
nungsphase des Kindes nach dem 
geltenden Betreuungsvertrag ge-
währt wird,  

8.  die laufende Geldleistung auf 
Grundlage des Betreuungsvertra-
ges mit den Eltern auch bei vo-
rübergehender Krankheit oder an-
derer Abwesenheit des Kindes wei-
tergewährt wird und 

9.  die Höhe der laufenden Geldleis-
tung jährlich angepasst wird. 

 
Der Landeszuschuss nach Absatz 2 
Satz 1 setzt bei Kindern, die im Haushalt 
der Eltern betreut werden, eine Bestäti-
gung des Jugendamtes zu Satz 1 Num-
mer 2 bis 9 voraus. 
 
(4) Der Landeszuschuss nach Absatz 2 
Satz 2 setzt darüber hinaus voraus, 
dass die Kindertagespflegeperson über 
eine zusätzliche Qualifikation zur Be-
treuung von Kindern mit oder mit dro-
henden Behinderungen verfügt oder mit 
einer solchen im Zeitpunkt der Über-
nahme der Betreuung begonnen hat. 
 
(5) Abweichungen zwischen der auf-
grund der Ergebnisse der Jugendhilfe-
planung zum 15. März angemeldeten 
Anzahl jährlicher Pauschalen und der 
Inanspruchnahme sind bei der Festset-
zung der endgültigen Zahlungen zu be-

5.  für Ausfallzeiten der Kindertages-
pflegeperson rechtzeitig eine 
gleichermaßen geeignete Betreu-
ung für das Kind durch eine für El-
tern und Kindertagespflegeperso-
nen transparente Regelung des Ju-
gendamtes sichergestellt wird, 

6.  die laufende Geldleistung nach 
§ 23 Absatz 2 und 2a des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch erfolgt 
und jeder Kindertagespflegeperson 
im Rahmen von § 23 Absatz 2 
Nummer 2 des Achten Buches So-
zialgesetzbuch für jedes ihr zuge-
ordnete Kind ein Betrag für mindes-
tens eine Stunde pro Betreuungs-
woche für mittelbare Bildungs- und 
Betreuungsarbeit geleistet wird, 

7.  die laufende Geldleistung im Regel-
fall auch während der Eingewöh-
nungsphase des Kindes nach dem 
geltenden Betreuungsvertrag ge-
währt wird,  

8.  die laufende Geldleistung auf 
Grundlage des Betreuungsvertra-
ges mit den Eltern auch bei vo-
rübergehender Krankheit oder an-
derer Abwesenheit des Kindes wei-
tergewährt wird und 

9.  die Höhe der laufenden Geldleis-
tung jährlich angepasst wird. 

 
Der Landeszuschuss nach Absatz 2 
Satz 1 setzt bei Kindern, die im Haushalt 
der Eltern betreut werden, eine Bestäti-
gung des Jugendamtes zu Satz 1 Num-
mer 2 bis 9 voraus. 
 
(4) Der Landeszuschuss nach Absatz 2 
Satz 2 setzt darüber hinaus voraus, 
dass die Kindertagespflegeperson über 
eine zusätzliche Qualifikation zur Be-
treuung von Kindern mit oder mit dro-
henden Behinderungen verfügt oder mit 
einer solchen im Zeitpunkt der Über-
nahme der Betreuung begonnen hat. 
 
(5) Abweichungen zwischen der auf-
grund der Ergebnisse der Jugendhilfe-
planung zum 15. März angemeldeten 
Anzahl jährlicher Pauschalen und der 
Inanspruchnahme sind bei der Festset-
zung der endgültigen Zahlungen zu be-
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rücksichtigen. Der Landeszuschuss 
wird nicht geleistet beziehungsweise ist 
zurückzuerstatten, wenn eine oder 
mehrere der Voraussetzungen in den 
Absätzen 3 oder 4 nicht erfüllt werden. 
Das Jugendamt stellt für das am 31. Juli 
endende Kindergartenjahr die Ergeb-
nisse der Abweichungen fest und mel-
det sie dem Landesjugendamt bis zum 
30. November desselben Kalenderjah-
res. 
 
(6) Die in diesem Rahmen gezahlten 
Mittel sind Jahrespauschalen pro Platz 
und zur Erfüllung von Aufgaben nach 
§ 23 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch in Verbindung mit diesem Gesetz 
zu verwenden. Das Jugendamt weist 
durch rechtsverbindliche Bestätigung 
die entsprechende Mittelverwendung 
nach Satz 1 und das Vorliegen der Vo-
raussetzungen nach den Absätzen 2 
und 3 über hierfür eingerichtete elektro-
nische Systeme bis zum 30. Juni des 
auf das Ende des Kindergartenjahres 
folgenden Kalenderjahres nach. Das 
Jugendamt hat nicht verbrauchte Mittel 
bis zum 31. Juli des auf das Ende des 
Kindergartenjahres folgenden Kalen-
derjahres unaufgefordert zurückzuzah-
len. Nicht fristgemäß zurückgezahlte 
Beträge sind mit drei Prozentpunkten 
über dem Basiszinssatz zu verzinsen. 
Das Land kann seinen Rückzahlungs-
anspruch mit Forderungen der Ge-
meinde oder des Gemeindeverbandes 
aufrechnen.“ 

 

rücksichtigen. Der Landeszuschuss 
wird nicht geleistet beziehungsweise ist 
zurückzuerstatten, wenn eine oder 
mehrere der Voraussetzungen in den 
Absätzen 3 oder 4 nicht erfüllt werden. 
Das Jugendamt stellt für das am 31. Juli 
endende Kindergartenjahr die Ergeb-
nisse der Abweichungen fest und mel-
det sie dem Landesjugendamt bis zum 
30. November desselben Kalenderjah-
res. 
 
(6) Die in diesem Rahmen gezahlten 
Mittel sind Jahrespauschalen pro Platz 
und zur Erfüllung von Aufgaben nach 
§ 23 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch in Verbindung mit diesem Gesetz 
zu verwenden. Das Jugendamt weist 
durch rechtsverbindliche Bestätigung 
die entsprechende Mittelverwendung 
nach Satz 1 und das Vorliegen der Vo-
raussetzungen nach den Absätzen 2 
und 3 über hierfür eingerichtete elektro-
nische Systeme bis zum 30. Juni des auf 
das Ende des Kindergartenjahres fol-
genden Kalenderjahres nach. Das Ju-
gendamt hat nicht verbrauchte oder 
nicht zweckentsprechend verwendete 
Mittel zurückzuzahlen. Werden die zu-
rückzuzahlenden Mittel nicht fristgemäß 
mit der rechtsverbindlichen Bestätigung 
angezeigt, sind diese ab dem 1. Juli des 
auf das Ende des Kindergartenjahres 
folgenden Kalenderjahres mit drei Pro-
zentpunkten über dem Basiszinssatz zu 
verzinsen. Das Land kann seinen Rück-
zahlungsanspruch mit Forderungen der 
Gemeinde oder des Gemeindeverban-
des aufrechnen.“ 

 
14. § 26 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 wird durch den folgenden 
Absatz 2 ersetzt: 

 
 „(2) Die Zahl der Kinder pro Gruppe 

hat sich an den Vorgaben der An-
lage 1 zu orientieren. Eine Über-
schreitung der in der Anlage 1 ge-
nannten Zahl der Kinder pro 
Gruppe soll in den Gruppenformen 
I und III nicht mehr als vier Kinder, 
in der Gruppenform II nicht mehr als 

 14. § 26 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 wird durch den folgenden 
Absatz 2 ersetzt: 

 
„(2) Die Zahl der Kinder pro Gruppe 
hat sich an den Vorgaben der Anlage 
1 zu orientieren. Eine Überschreitung 
der in der Anlage 1 genannten Zahl 
der Kinder pro Gruppe soll nicht mehr 
als zwei Kinder betragen, die zur Be-
treuung erforderlichen Personalkraft-
stunden sollen vorgehalten werden. 
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drei Kinder betragen. Auch wenn in 
einer Einrichtung Gruppen gebildet 
werden, die sich aus verschiede-
nen oder aus Anteilen der Gruppen-
formen nach der Anlage 1 zusam-
mensetzen, hat der Träger die An-
zahl der in einer Gruppe betreuten 
Kinder so festzulegen, dass jedes 
entsprechend seinem Alter und sei-
ner Entwicklung gefördert werden 
kann.“ 

 
 
 
 
b)  Nach Absatz 3 werden die folgende 

Absätze 4 und 5 eingefügt: 
 
 „(4) Im Rahmen der Jugendhilfepla-

nung wird entschieden, welche der 
in der Anlage 1 genannten Grup-
penformen mit welcher Betreu-
ungszeit in den Einrichtungen an-
geboten werden. Gruppenformen 
und Betreuungszeiten können kom-
biniert werden. Das Jugendamt hat 
zu gewährleisten, dass ein bedarfs-
entsprechendes Angebot gemäß 
§ 4 auch für die Kinder zur Verfü-
gung steht, deren Eltern von einem 
Elternbeitrag befreit sind. 

 
(5) Bei der Zuordnung der Kinder zu 
den Gruppenformen ist für das ge-
samte Kindergartenjahr das Alter 
zu Grunde zu legen, das die Kinder 
bis zum Ablauf des 31. Oktober des 
begonnenen Kindergartenjahres 
erreicht haben werden.“ 

 
c)  Die bisherigen Absätze 4 und 5 

werden zu den Absätzen 6 und 7. 
 

Eine zusätzliche Überschreitung ist in 
Ausnahmefällen für einen Zeitraum 
von bis zu sechs Wochen um weitere 
zwei Kinder in den Gruppenformen I 
und III zulässig. Auch wenn in einer 
Einrichtung Gruppen gebildet wer-
den, die sich aus verschiedenen oder 
aus Anteilen der Gruppenformen 
nach der Anlage 1 zusammensetzen, 
hat der Träger die Anzahl der in einer 
Gruppe betreuten Kinder so festzule-
gen, dass jedes entsprechend sei-
nem Alter und seiner Entwicklung ge-
fördert werden kann.“ 

 
b)  Nach Absatz 3 werden die folgende 

Absätze 4 und 5 eingefügt: 
 
 „(4) Im Rahmen der Jugendhilfepla-

nung wird entschieden, welche der 
in der Anlage 1 genannten Grup-
penformen mit welcher Betreu-
ungszeit in den Einrichtungen an-
geboten werden. Gruppenformen 
und Betreuungszeiten können kom-
biniert werden. Das Jugendamt hat 
zu gewährleisten, dass ein bedarfs-
entsprechendes Angebot gemäß 
§ 4 auch für die Kinder zur Verfü-
gung steht, deren Eltern von einem 
Elternbeitrag befreit sind. 

 
(5) Bei der Zuordnung der Kinder zu 
den Gruppenformen ist für das ge-
samte Kindergartenjahr das Alter 
zu Grunde zu legen, das die Kinder 
bis zum Ablauf des 31. Oktober des 
begonnenen Kindergartenjahres 
erreicht haben werden.“ 

 
c)  Die bisherigen Absätze 4 und 5 

werden zu den Absätzen 6 und 7. 
 

15.  § 27 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 wird durch den folgenden 
Absatz 2 ersetzt: 

 
 „(2) Grundlage für die angebotenen 

Betreuungszeiten ist die örtliche Ju-
gendhilfeplanung gemäß § 4. In der 
Regel ist eine durchgehende Be-
treuung über Mittag anzubieten. 

 15.  § 27 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 wird durch den folgenden 
Absatz 2 ersetzt: 

 
 „(2) Grundlage für die angebotenen 

Betreuungszeiten ist die örtliche Ju-
gendhilfeplanung gemäß § 4. In der 
Regel ist eine durchgehende Be-
treuung über Mittag anzubieten. 
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Die Tageseinrichtung kann nach 
Anhörung des Elternbeirates zur Si-
cherung ihres Bildungs- und Erzie-
hungsauftrages Zeiten festlegen, in 
denen die Kinder anwesend sein 
sollen (Anwesenheitszeit). Die wö-
chentliche Betreuungszeit eines 
Kindes ergibt sich aus der Summe 
der regelmäßigen Betreuungszei-
ten je Wochentag. Soweit organisa-
torische, personelle Möglichkeiten 
oder festgelegte Anwesenheitszei-
ten dem nicht entgegenstehen, soll 
auch ein regelmäßiger Bedarf an 
unterschiedlich langen Betreuungs-
zeiten je Wochentag erfüllt werden. 
Unregelmäßige Bedarfe und unter-
jährige Änderungsbedarfe der Fa-
milien sollen soweit möglich, insbe-
sondere im Rahmen einer Förde-
rung nach § 48, berücksichtigt wer-
den.“ 

 
b)  Nach Absatz 5 wird folgender Ab-

satz 6 eingefügt: 
 

„(6) Der Träger der Tageseinrich-
tung kann im Rahmen seiner Öff-
nungszeiten Kern- und Randzeiten 
festlegen. Die Kernzeit muss an 
den Wochentagen Montag bis Frei-
tag im Umfang von täglich mindes-
tens fünf aufeinanderfolgenden 
Stunden angeboten werden. Rand-
zeiten können unmittelbar vor der 
Kernzeit, nach der Kernzeit oder 
vor und nach der Kernzeit angebo-
ten werden.“ 

 

Die Tageseinrichtung kann nach 
Anhörung des Elternbeirates zur Si-
cherung ihres Bildungs- und Erzie-
hungsauftrages Zeiten festlegen, in 
denen die Kinder anwesend sein 
sollen (Anwesenheitszeit). Die wö-
chentliche Betreuungszeit eines 
Kindes ergibt sich aus der Summe 
der regelmäßigen Betreuungszei-
ten je Wochentag. Soweit organisa-
torische, personelle Möglichkeiten 
oder festgelegte Anwesenheitszei-
ten dem nicht entgegenstehen, soll 
auch ein regelmäßiger Bedarf an 
unterschiedlich langen Betreuungs-
zeiten je Wochentag erfüllt werden. 
Unregelmäßige Bedarfe und unter-
jährige Änderungsbedarfe der Fa-
milien sollen soweit möglich, insbe-
sondere im Rahmen einer Förde-
rung nach § 48, berücksichtigt wer-
den.“ 

 
b)  Nach Absatz 5 wird folgender Ab-

satz 6 eingefügt: 
 

„(6) Der Träger der Tageseinrich-
tung kann im Rahmen seiner Öff-
nungszeiten Kern- und Randzeiten 
festlegen. Die Kernzeit muss an 
den Wochentagen Montag bis Frei-
tag im Umfang von täglich mindes-
tens fünf Stunden angeboten wer-
den und in der Woche einen Um-
fang von insgesamt mindestens 35 
Stunden umfassen. Randzeiten 
können unmittelbar vor der Kern-
zeit, nach der Kernzeit oder vor und 
nach der Kernzeit angeboten wer-
den.“ 

 
16.  § 28 wird durch den folgenden § 28 er-

setzt: 
 

„§ 28 
Personal 

 
(1) Als pädagogische Kräfte in den Ta-
geseinrichtungen sollen sozialpädago-
gische oder weitere Fachkräfte und Er-
gänzungskräfte im Sinne der Personal-
verordnung eingesetzt werden. Ergän-
zungskräften ist seitens der Träger 

 16.  § 28 wird durch den folgenden § 28 er-
setzt: 

 
„§ 28 

Personal 
 
(1) Als pädagogische Kräfte in den Ta-
geseinrichtungen sollen sozialpädago-
gische oder weitere Fachkräfte und Er-
gänzungskräfte im Sinne der Personal-
verordnung eingesetzt werden. Ergän-
zungskräften ist seitens der Träger 
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grundsätzlich die Möglichkeit zu geben, 
eine Ausbildung zur sozialpädagogi-
schen Fachkraft zu absolvieren. Die pä-
dagogische Arbeit muss vom Einsatz 
sozialpädagogischer Fachkräfte ge-
prägt sein. 
 
(2) Während der Betreuungszeiten sol-
len den Gruppen regelmäßig zwei päda-
gogische Kräfte zugeordnet sein. 
Grundsätzlich sollen diese in den Grup-
penformen I und II in der Regel sozial-
pädagogische und weitere Fachkräfte, 
in der Gruppenform III mindestens eine 
sozialpädagogische Fachkraft und eine 
Ergänzungskraft im Sinne der Personal-
verordnung sein; die Personalbemes-
sung hat sich an den Vorgaben der An-
lage 1 zu orientieren. Für Randzeiten 
kann die Personalverordnung Abwei-
chungen von Satz 2 zulassen. Im Rah-
men der Personalbemessung hat der 
Träger sicherzustellen, dass auch in 
Ausfallzeiten die Mindestbesetzung si-
chergestellt werden kann. 
 
(3) Eine nicht nur vorübergehende 
Überschreitung der Gruppengröße im 
Sinne von § 26 Absatz 2 Satz 2 ohne 
Anpassung der Personalbemessung ist 
dem Jugendamt und dem Landesju-
gendamt unverzüglich anzuzeigen und 
durch das Jugendamt zu genehmigen. 
Eine Übersicht über die Anzahl der An-
zeigen und Genehmigungen im Sinne 
von Satz 2 ist von den Landesjugend-
ämtern statistisch zu erfassen und bis 
zum 1. März eines jeden Jahres an die 
oberste Landesjugendbehörde zu über-
senden. 
 
(4) Für die bestmögliche Förderung der 
Kinder, zur Erweiterung des Handlungs-
spielraums in den Einrichtungen und 
der Perspektiven auf das einzelne Kind 
kann sich das pädagogische Personal 
in Tageseinrichtungen für Kinder, vor al-
lem in Familienzentren und plusKITAs, 
aus multiprofessionellen Teams zusam-
mensetzen, bei denen sich die Fähig-
keiten und Kenntnisse der Teammitglie-
der ergänzen. In gleicher Weise können 
Absolventinnen und Absolventen von 

grundsätzlich die Möglichkeit zu geben, 
eine Ausbildung zur sozialpädagogi-
schen Fachkraft zu absolvieren. Die pä-
dagogische Arbeit muss vom Einsatz 
sozialpädagogischer Fachkräfte ge-
prägt sein. 
 
(2) Während der Betreuungszeiten sol-
len den Gruppen regelmäßig zwei päda-
gogische Kräfte zugeordnet sein. 
Grundsätzlich sollen diese in den Grup-
penformen I und II in der Regel sozial-
pädagogische und weitere Fachkräfte, 
in der Gruppenform III mindestens eine 
sozialpädagogische Fachkraft und eine 
Ergänzungskraft im Sinne der Personal-
verordnung sein; die Personalbemes-
sung hat sich an den Vorgaben der An-
lage 1 zu orientieren. Für Randzeiten 
kann die Personalverordnung Abwei-
chungen von Satz 2 zulassen. Im Rah-
men der Personalbemessung hat der 
Träger sicherzustellen, dass auch in 
Ausfallzeiten die Mindestbesetzung si-
chergestellt werden kann. 
 
(3) Eine Überschreitung der Gruppen-
größe im Sinne von § 26 Absatz 2 Satz 
2 ohne Anpassung der Personalbemes-
sung sowie eine Überschreitung der 
Gruppengröße im Sinne von § 26 Ab-
satz 2 Satz 3 ist dem Jugendamt und 
dem Landesjugendamt unverzüglich 
anzuzeigen. Eine Übersicht über die 
Anzahl der Anzeigen ist von den Lan-
desjugendämtern statistisch zu erfas-
sen und bis zum 1. März eines jeden 
Jahres an die oberste Landesjugendbe-
hörde zu übersenden. 
 
 
(4) Für die bestmögliche Förderung der 
Kinder, zur Erweiterung des Handlungs-
spielraums in den Einrichtungen und 
der Perspektiven auf das einzelne Kind 
kann sich das pädagogische Personal 
in Tageseinrichtungen für Kinder, vor al-
lem in Familienzentren und plusKITAs, 
aus multiprofessionellen Teams zusam-
mensetzen, bei denen sich die Fähig-
keiten und Kenntnisse der Teammitglie-
der ergänzen. In gleicher Weise können 
Absolventinnen und Absolventen von 
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Studiengängen akademischer Sozialbe-
rufe, vor allem aus der Kindheitspäda-
gogik, bei übergreifenden Aufgaben, 
insbesondere für die Verzahnung von 
Theorie und Praxis, eingesetzt werden. 
 
(5) Zur Entlastung des pädagogischen 
Personals bei nichtpädagogischen Auf-
gaben kann weiteres Personal, wie zum 
Beispiel Assistenzkräfte, einschließlich 
sogenannter Kita-Helferinnen und -Hel-
fer, oder Bürokräfte in den Einrichtun-
gen beschäftigt werden.“ 

 

Studiengängen akademischer Sozialbe-
rufe, vor allem aus der Kindheitspäda-
gogik, bei übergreifenden Aufgaben, 
insbesondere für die Verzahnung von 
Theorie und Praxis, eingesetzt werden. 
 
(5) Zur Entlastung des pädagogischen 
Personals bei nichtpädagogischen Auf-
gaben kann weiteres Personal, wie zum 
Beispiel Assistenzkräfte, einschließlich 
sogenannter Kita-Helferinnen und -Hel-
fer, oder Bürokräfte in den Einrichtun-
gen beschäftigt werden.“ 

 
17.  § 29 wird durch den folgenden § 29 er-

setzt: 
 

„§ 29 Leitung 
 
(1) Die Leitung der Tageseinrichtung 
kann einer oder mehreren Personen zur 
gemeinsamen Wahrnehmung übertra-
gen werden. 
 
(2) Pädagogische Leitungsaufgaben 
sind erfahrenen und besonders qualifi-
zierten sozialpädagogischen Fachkräf-
ten zu übertragen; eine besondere Qua-
lifizierung liegt insbesondere bei Absol-
ventinnen und Absolventen von Studi-
engängen akademischer Sozialberufe 
vor. Für die Übertragung der pädagogi-
schen Leitung ist eine mindestens zwei-
jährige einschlägige pädagogische Be-
rufserfahrung erforderlich, die in der Re-
gel in einer Tageseinrichtung für Kinder 
oder einem vergleichbaren Arbeitsfeld 
erworben sein soll. Praktische Ausbil-
dungszeiten bleiben unberücksichtigt. 
 
(3) Die pädagogische Leitung einer Ta-
geseinrichtung für Kinder soll anteilig 
oder vollständig von der unmittelbaren 
pädagogischen Arbeit mit den Kindern 
freigestellt sein. Der Einrichtungsleitung 
stehen je Gruppe mindestens fünf Stun-
den Leitungszeit wöchentlich zur Verfü-
gung. Bei einer regelmäßigen Betreu-
ungszeit von 30 Stunden erhöht sich die 
Leitungszeit auf mindestens 6 Stunden, 
bei 35 Stunden erhöht sich die Leitungs-
zeit auf mindestens sieben Stunden, bei 
40 Stunden erhöht sich die Leitungszeit 

 17.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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auf mindestens acht Stunden und bei ei-
ner regelmäßigen Betreuungszeit von 
45 Stunden auf mindestens neun Stun-
den je Gruppe.“ 

 
18.  In § 30 Absatz 4 Satz 1 Nummer 7 wird 

die Angabe „6“ durch die Angabe „4“ er-
setzt. 

 

 18.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

19.  § 31 Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt ge-
ändert: 

 
a)  Nummer 1 wird durch die folgende 

Nummer 1 ersetzt: 
 

„1.  eine Konzeption der Arbeit der 
Kindertageseinrichtung, in der 
Leitlinien für die Arbeit und ein 
eigenes Profil in Textform for-
muliert sind,“ 

 
b)  In Nummer 2 wird nach der Angabe 

„Konzept“ die Angabe „in Textform“ 
eingefügt. 

 

 19.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

20.  § 32 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 2 wird die Angabe „zu 
§ 33 Absatz“ gestrichen. 

 
bb)  Satz 4 wird gestrichen. 
 

b) In Absatz 3 Nummer 5 wird die An-
gabe „Absatz 2“ durch die Angabe 
„Absatz 3“ ersetzt. 

 

 20.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

21. § 33 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird durch den folgenden 
Absatz 1 ersetzt: 

 
 „(1) Die finanzielle Basisförderung 

für Personal- und Sachkosten der 
Kindertageseinrichtungen wird in 
Form von Pauschalen für jedes in 
einer Kindertageseinrichtung auf-
genommene Kind (Kindpauscha-
len) gezahlt. Die Kindpauschalen 
für das Kindergartenjahr 2026/2027 
ergeben sich aus der Anlage 2. Das 
Kindpauschalenbudget ermöglicht 

 21. § 33 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird durch den folgenden 
Absatz 1 ersetzt: 

 
„(1) Die finanzielle Basisförderung 
für Personal- und Sachkosten der 
Kindertageseinrichtungen wird in 
Form von Pauschalen für jedes in 
einer Kindertageseinrichtung aufge-
nommene Kind (Kindpauschalen) 
gezahlt. Die Kindpauschalen für das 
Kindergartenjahr 2026/2027 erge-
ben sich aus der Anlage 2. Das 
Kindpauschalenbudget ermöglicht 
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die in der Anlage 2 je Gruppenform 
ausgewiesenen Gesamtpersonal-
kraftstunden. Hierin enthalten sind 
auch Personalkraftstunden für die 
individuelle Vor- und Nachberei-
tungszeit, einschließlich Bildungs- 
und Entwicklungsdokumentatio-
nen, für die Erziehungspartner-
schaft mit den Eltern, für die Praxis-
anleitung und für Kooperationen mit 
Frühförderung, Kindertagespflege, 
Schule und im Sozialraum, für die 
Teilnahme an Dienstbesprechun-
gen, Fachberatungen und Qualifi-
kationsmaßnahmen (Verfügungs-
zeit). Das Kindpauschalenbudget 
ist hinsichtlich der vorgesehenen 
Gesamtpersonalkraftstundenzahl 
einzusetzen. Die Mittel der erhöh-
ten Kindpauschalen für Kinder mit 
oder mit drohenden Behinderungen 
sind entsprechend § 26 Absatz 3 für 
die einrichtungsspezifischen päda-
gogischen Mehrbedarfe, die im Zu-
sammenhang mit der gemeinsa-
men Betreuung von Kindern mit 
und ohne Behinderungen oberhalb 
der Regelpauschalen entstehen, 
einzusetzen. Nimmt ein Kind den 
Platz in einer Einrichtung nach dem 
Betreuungsvertrag nicht während 
des gesamten Kindergartenjahres 
in Anspruch, erhält der Träger eine 
anteilige Pauschale. Hierzu erfolgt 
eine monatliche Erfassung durch 
den Träger der Einrichtung auf der 
Grundlage des Betreuungsvertra-
ges bis spätestens zum Ende des 
übernächsten Monats.“ 

 
 
 

b)  Absatz 2 wird gestrichen. 
 
c)  Absatz 3 wird zu Absatz 2 und 

Satz 1 wird durch den folgenden 
Satz ersetzt: 

 
 „Die Jugendhilfeplanung gemäß § 4 

hat sicher zu stellen, dass der Anteil 
der Pauschalen für über dreijährige 
Kinder, die in den Gruppenformen I 
und III nach der Anlage 1 aufsum-

die in der Anlage 2 je Gruppenform 
ausgewiesenen Gesamtpersonal-
kraftstunden. Hierin enthalten sind 
auch Personalkraftstunden in Höhe 
von zehn Prozent für die individuelle 
Vor- und Nachbereitungszeit, ein-
schließlich Bildungsdokumentation 
und Entwicklungsstandserhebung, 
für die Erziehungspartnerschaft mit 
den Eltern, für die Praxisanleitung 
und für Kooperationen mit Frühför-
derung, Kindertagespflege, Schule 
und im Sozialraum, für die Teil-
nahme an Dienstbesprechungen, 
Fachberatungen und Qualifikations-
maßnahmen (Verfügungszeit). Das 
Kindpauschalenbudget ist hinsicht-
lich der vorgesehenen Gesamtper-
sonalkraftstundenzahl einzusetzen. 
Die Mittel der erhöhten Kindpau-
schalen für Kinder mit oder mit dro-
henden Behinderungen sind ent-
sprechend § 26 Absatz 3 für die ein-
richtungsspezifischen pädagogi-
schen Mehrbedarfe bei Personal- 
und Sachkosten, die im Zusammen-
hang mit der gemeinsamen Betreu-
ung von Kindern mit und ohne Be-
hinderungen oberhalb der Regel-
pauschalen entstehen, einzuset-
zen. Nimmt ein Kind den Platz in ei-
ner Einrichtung nach dem Betreu-
ungsvertrag nicht während des ge-
samten Kindergartenjahres in An-
spruch, erhält der Träger eine antei-
lige Pauschale. Hierzu erfolgt eine 
monatliche Erfassung durch den 
Träger der Einrichtung auf der 
Grundlage des Betreuungsvertra-
ges bis spätestens zum Ende des 
nächsten Monats.“ 

 
b)  Absatz 2 wird gestrichen. 
 
c)  Absatz 3 wird zu Absatz 2 und 

Satz 1 wird durch den folgenden 
Satz ersetzt: 

 
 „Die Jugendhilfeplanung gemäß § 4 

hat sicher zu stellen, dass der Anteil 
der Pauschalen für über dreijährige 
Kinder, die in den Gruppenformen I 
und III nach der Anlage 1 aufsum-



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20472 

 
 

23 

miert mit 40 oder 45 Stunden wö-
chentlicher Betreuungszeit betreut 
werden, den Anteil, den das Ju-
gendamt in der verbindlichen Mittei-
lung zum 15. März des Vorjahres 
angemeldet hat, nicht um mehr als 
vier Prozentpunkte übersteigt.“ 

 
d)  Die Absätze 4 und 5 werden zu den 

Absätzen 3 und 4. 
 
e)  Absatz 6 wird gestrichen. 
 
f)  Absatz 7 wird zu Absatz 5 und in 

Satz 1 wird nach der Angabe „Kind-
pauschalen“ die Angabe „auch“ ein-
gefügt. 

 

miert mit 40 oder 45 Stunden wö-
chentlicher Betreuungszeit betreut 
werden, den Anteil, den das Ju-
gendamt in der verbindlichen Mittei-
lung zum 15. März des Vorjahres 
angemeldet hat, nicht um mehr als 
vier Prozentpunkte übersteigt.“ 

 
d)  Die Absätze 4 und 5 werden zu den 

Absätzen 3 und 4. 
 
e)  Absatz 6 wird gestrichen. 
 
f)  Absatz 7 wird zu Absatz 5 und in 

Satz 1 wird nach der Angabe „Kind-
pauschalen“ die Angabe „auch“ ein-
gefügt. 

 
22.  § 34 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  Die Angabe „(1)“ wird gestri-
chen. 

 
bb)  In Satz 2 wird die Angabe „ein 

Betrag von 3 059,60“ durch 
die Angabe „im Kindergarten-
jahr 2026/2027 ein Betrag 
von 3 865,91“ ersetzt. 

 
b)  Absatz 2 wird gestrichen. 

 

 22.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

23.  § 35 Absatz 2 wird durch den folgenden 
Absatz 2 ersetzt: 

 
 „(2) Waldkindergartengruppen können 

unter Berücksichtigung des Trägeran-
teils gemäß § 36 Absatz 2 einen weite-
ren Pauschalbetrag von 15 000 Euro je 
Waldkindergartengruppe erhalten.“ 

 

 23.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

24.  In § 36 werden die Absätze 2 bis 4 durch 
die folgenden Absätze 2 bis 4 ersetzt: 

 
„(2) Der Finanzierungsanteil des Trä-
gers beträgt:  
 
1.  wenn es sich um eine Kirche oder 

Religionsgemeinschaft des öffentli-
chen Rechts handelt (kirchliche 
Trägerschaft) 10,13 Prozent, 

 24.  In § 36 werden die Absätze 2 bis 4 durch 
die folgenden Absätze 2 bis 4 ersetzt: 

 
„(2) Der Finanzierungsanteil des Trä-
gers beträgt:  
 
1.  wenn es sich um eine Kirche oder 

Religionsgemeinschaft des öffentli-
chen Rechts handelt (kirchliche 
Trägerschaft) 10,3 Prozent, 
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2.  wenn es sich um einen anerkann-
ten Träger der freien Jugendhilfe 
nach § 25 Absatz 1 handelt, der 
nicht zugleich in kirchlicher Träger-
schaft ist (andere freie Träger-
schaft) 7,63 Prozent, 

3.  wenn es sich beim Träger um einen 
Verein handelt, dem Erziehungsbe-
rechtigte von mindestens 90 Pro-
zent der die Einrichtung besuchen-
den Kinder angehören, die nach ih-
rer Zahl oder der Satzung sowohl 
die für die laufende Beschlussfas-
sung als auch die für die Änderung 
der Satzung erforderliche Mehrheit 
haben (Elterninitiativen) 3,23 Pro-
zent und 

4.  wenn es sich beim Träger der Ein-
richtung um den örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe, eine 
sonstige kreisangehörige Ge-
meinde oder einen sonstigen Ge-
meindeverband (kommunale Trä-
gerschaft) handelt 12,33 Prozent. 

 
(3) Der Zuschuss des Jugendamtes be-
trägt bei einer Trägerschaft nach Absatz 
2 Nummer 1 89,87 Prozent, nach Ab-
satz 2 Nummer 2 92,37 Prozent, nach 
Absatz 2 Nummer 3 96,77 Prozent und 
nach Absatz 2 Nummer 4 87,67 Pro-
zent. Führt der Wechsel der Träger-
schaft zu einer Erhöhung des Zuschus-
ses nach Satz 1, so erhält der neue Trä-
ger den bisherigen Zuschuss. Ausnah-
men von Satz 2 bedürfen der Zustim-
mung der Obersten Landesjugendbe-
hörde. 

 
(4) Eine nicht zweckentsprechende 
oder eine nicht an den Vorgaben dieses 
Gesetzes zu Personalausstattung und 
Gruppenstärken ausgerichtete Verwen-
dung der Mittel berechtigt das Jugend-
amt zur Rückforderung der Zuschüsse.“ 

 

2.  wenn es sich um einen anerkann-
ten Träger der freien Jugendhilfe 
nach § 25 Absatz 1 handelt, der 
nicht zugleich in kirchlicher Träger-
schaft ist (andere freie Träger-
schaft) 7,8 Prozent, 

3.  wenn es sich beim Träger um einen 
Verein handelt, dem Erziehungsbe-
rechtigte von mindestens 90 Pro-
zent der die Einrichtung besuchen-
den Kinder angehören, die nach ih-
rer Zahl oder der Satzung sowohl 
die für die laufende Beschlussfas-
sung als auch die für die Änderung 
der Satzung erforderliche Mehrheit 
haben (Elterninitiativen) 3,4 Pro-
zent und 

4.  wenn es sich beim Träger der Ein-
richtung um den örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe, eine 
sonstige kreisangehörige Ge-
meinde oder einen sonstigen Ge-
meindeverband (kommunale Trä-
gerschaft) handelt 12,5 Prozent. 

 
(3) Der Zuschuss des Jugendamtes be-
trägt bei einer Trägerschaft nach Absatz 
2 Nummer 1 89,7 Prozent, nach Absatz 
2 Nummer 2 92,2 Prozent, nach Absatz 
2 Nummer 3 96,6 Prozent und nach Ab-
satz 2 Nummer 4 87,5 Prozent. Führt 
der Wechsel der Trägerschaft zu einer 
Erhöhung des Zuschusses nach Satz 1, 
so erhält der neue Träger den bisheri-
gen Zuschuss. Ausnahmen von Satz 2 
bedürfen der Zustimmung der Obersten 
Landesjugendbehörde. 

 
 

(4) Eine nicht zweckentsprechende 
oder eine nicht an den Vorgaben dieses 
Gesetzes zu Personalausstattung und 
Gruppenstärken ausgerichtete Verwen-
dung der Mittel berechtigt das Jugend-
amt zur Rückforderung der Zuschüsse.“ 

 
25.  § 37 Absatz 1 Satz 2 wird durch die fol-

genden Sätze 2 und 3 ersetzt: 
 
 „Die Anpassung der in der Anlage 2 dar-

gestellten Kindpauschalen erfolgt erst-
mals zum Kindergartenjahr 2027/2028. 
Dies gilt im Kindergartenjahr 2027/2028 

 25.  § 37 Absatz 1 Satz 2 wird durch die fol-
genden Sätze 2 und 3 ersetzt: 

 
 „Die Anpassung der in der Anlage 2 dar-

gestellten Kindpauschalen erfolgt erst-
mals zum Kindergartenjahr 2027/2028. 
Dies gilt im Kindergartenjahr 2027/2028 
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nicht für den in Anlage 2 ausgewiese-
nen Zuschlag für Kita-Helferinnen und -
Helfer.“ 

 
 

nicht für den Landeszuschuss gemäß 
§ 48b zur Finanzierung der Kita-Helfe-
rinnen und -Helfer.“ 

 

26.  Nach § 37 wird folgender § 37a einge-
fügt: 

 
„§ 37a 

Finanzielle Überbrückung durch das 
Land 

 
Wird die Personalkostensteigerung im 
Sinne von § 37 Absatz 3 auf einen Wert 
größer als Null festgesetzt, erhalten 
Träger für den Zeitraum vom 1. Januar 
bis zum 31. Juli des auf die Festsetzung 
folgenden Kalenderjahres für jede für 
diesen Zeitraum bewilligte Kind- 
pauschale eine pauschale Ausgleichs-
zahlung in Höhe eines Betrages, der 
dem nach § 38 Absatz 2 ermittelten 
rechnerischen Landesanteil an dem Dif-
ferenzbetrag zwischen der bereits be-
willigten Kindpauschale und einer um 
die Personalkostensteigerung erhöhten 
Kindpauschale entspräche. Die Aus-
gleichszahlung wird an die Jugendäm-
ter zur Weiterleitung an die Träger aus-
gezahlt. Die Auszahlung erfolgt spätes-
tens zum 1. März des auf die Festset-
zung folgenden Kalenderjahres.“ 

 

 26.  Nach § 37 wird folgender § 37a einge-
fügt: 

 
„§ 37a 

Finanzielle Überbrückung durch das 
Land 

 
Wird die Personalkostensteigerung im 
Sinne von § 37 Absatz 3 auf einen Wert 
größer als Null festgesetzt, erhalten 
Träger für den Zeitraum vom 1. Januar 
bis zum 31. Juli des auf die Festsetzung 
folgenden Kalenderjahres für jede für 
diesen Zeitraum bewilligte Kind 
-pauschale eine pauschale Ausgleichs-
zahlung in Höhe eines Betrages, der 
dem nach § 38 Absatz 2 ermittelten 
rechnerischen Landesanteil an dem Dif-
ferenzbetrag zwischen der bereits be-
willigten Kindpauschale und einer um 
die Personalkostensteigerung erhöhten 
Kindpauschale entspräche. Die Aus-
gleichszahlung wird an die Jugendäm-
ter zur Weiterleitung an die Träger aus-
gezahlt. Die Auszahlung erfolgt spätes-
tens zum 1. Juni des auf die Festset-
zung folgenden Kalenderjahres.“ 

 
27.  § 38 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 wird durch den folgenden 
Absatz 2 ersetzt: 

 
 „(2) Der Landeszuschuss beträgt 

im Fall des  
 

1.  § 36 Absatz 2 Nummer 1: 
41,38 Prozent, 

2.  § 36 Absatz 2 Nummer 2: 
41,08 Prozent, 

3.  § 36 Absatz 2 Nummer 3: 
43,38 Prozent und 

4.  § 36 Absatz 2 Nummer 4: 
38,28 Prozent, 

 
 außer in den Fällen des § 36 Absatz 

3 Satz 2.“ 
 

 27.  § 38 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 wird durch den folgenden 
Absatz 2 ersetzt: 

 
„(2) Der Landeszuschuss beträgt im 
Fall des 

 
1. § 36 Absatz 2 Nummer 1: 40,3 

Prozent, 
2. § 36 Absatz 2 Nummer 2: 40,0 

Prozent, 
3. § 36 Absatz 2 Nummer 3: 42,3 

Prozent und 
4. § 36 Absatz 2 Nummer 4: 37,2 

Prozent, 
 

außer in den Fällen des § 36 Absatz 
3 Satz 2.“ 
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b)  In Absatz 3 wird die Angabe „19,01“ 
durch die Angabe „27,89“ersetzt. 

 
c)  Absatz 5 wird gestrichen. 
 
d)  Absatz 6 wird zu Absatz 5 und 

Satz 1 wird durch den folgenden 
Satz ersetzt: 

 
 „Kommt das Jugendamt seinen 

Verpflichtungen aus § 33 Absatz 4, 
§ 39 Absatz 3, § 45 Absatz 2, § 46 
Absatz 2 bis 6, § 47 Absatz 4, § 48 
Absatz 3 oder § 48a Absatz 2 nicht 
innerhalb der vorgegebenen Fris-
ten nach, kann das Land die Zu-
schüsse für die folgenden Monate 
zurückhalten.“ 

 

b)  In Absatz 3 wird die Angabe „19,01“ 
durch die Angabe „27,89“ersetzt. 

 
c)  Absatz 5 wird gestrichen. 
 
d)  Absatz 6 wird zu Absatz 5 und 

Satz 1 wird durch den folgenden 
Satz ersetzt: 

 
„(5) Kommt das Jugendamt seinen Ver-
pflichtungen aus § 33 Absatz 4, § 39 Ab-
satz 3, § 45 Absatz 2, § 46 Absatz 2 bis 
6, § 47 Absatz 4, § 48 Absatz 3, § 48a 
Absatz 2 oder § 48b nicht innerhalb der 
vorgegebenen Fristen nach, kann das 
Land die Zuschüsse für die folgenden 
Monate zurückhalten. Kommt das Ju-
gendamt seiner Verpflichtung nach, wer-
den die Zuschüsse für höchstens sechs 
Monate nachträglich ausgezahlt.“  

 
28.  § 39 wird durch den folgenden § 39 er-

setzt: 
 

„§ 39 
Verwendungsnachweis 

 
(1) Die im Rahmen dieses Gesetzes ge-
zahlten Mittel einschließlich des sich 
aus § 36 Absatz 2 ergebenden Träger-
anteils sind zur Erfüllung von Aufgaben 
nach diesem Gesetz zu verwenden. Der 
Träger der Einrichtung erklärt gegen-
über dem Jugendamt die entspre-
chende Mittelverwendung und legt 
diese über hierfür eingerichtete elektro-
nische Systeme durch einen vereinfach-
ten Verwendungsnachweis bis zum 31. 
März des auf das Ende des Kindergar-
tenjahres folgenden Kalenderjahres 
dar. Dieser umfasst 
 
1.  die Erträge einschließlich des Trä-

geranteils, 
2.  die Zuführung von anderen Einrich-

tungen, 
3.  die Zuführung aus Rücklagen, 
4.  die Aufwendungen, unterteilt in 

Personalkosten, Investitionen, Mie-
ten, Sachkosten, Verwaltungskos-
ten in Höhe von maximal 4 Prozent 
der Gesamtjahres-Basisförderung 
und sonstige Aufwendungen, 

 28.  § 39 wird durch den folgenden § 39 er-
setzt: 

 
„§ 39 

Verwendungsnachweis 
 

(1) Die im Rahmen dieses Gesetzes ge-
zahlten Mittel einschließlich des sich 
aus § 36 Absatz 2 ergebenden Träger-
anteils sind zur Erfüllung von Aufgaben 
nach diesem Gesetz zu verwenden. Der 
Träger der Einrichtung erklärt gegen-
über dem Jugendamt die entspre-
chende Mittelverwendung und legt 
diese über hierfür eingerichtete elektro-
nische Systeme durch einen vereinfach-
ten Verwendungsnachweis bis zum 31. 
März des auf das Ende des Kindergar-
tenjahres folgenden Kalenderjahres 
dar. Dieser umfasst 
 
1.  die Erträge einschließlich des Trä-

geranteils, 
2.  die Zuführung von anderen Einrich-

tungen, 
3.  die Zuführung aus Rücklagen, 
4.  die Aufwendungen, unterteilt in 

Personalkosten, Investitionen, Mie-
ten, Sachkosten, Verwaltungskos-
ten in Höhe von maximal 4 Prozent 
der Gesamtjahres-Basisförderung 
und sonstige Aufwendungen, 
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5.  die Zuführung an andere Einrich-
tungen, 

6.  die Zuführung zu Rücklagen, 
7.  die Höhe der Rücklagen, 
8.  den Einsatz des Landeszuschus-

ses für plusKITAs nach § 45, 
9.  den Einsatz der Zuschüsse nach 

§ 46 Absatz 1 bis 4 für Praktikums-
plätze von Auszubildenden, diffe-
renziert nach piA-E1-, piA-E2/3-, 
BP-, piA-K1- und piA-K2-Zuschuss, 

10.  den Einsatz des Zuschusses nach 
§ 46 Absatz 6 zur Unterstützung der 
Praxisanleitung für Auszubildende, 

11.  den Einsatz des Zuschusses für 
Fachberatung für Kindertagesein-
richtungen gemäß § 47 und gege-
benenfalls seine Weiterleitung und 

12.  den Einsatz des Zuschusses zur 
Flexibilisierung der Betreuungszei-
ten, differenziert nach den Einsatz-
arten und gegebenenfalls der Kom-
bination von Einsatzarten im Sinne 
des § 48 Absatz 1.  

 
 
 
 
In den Fällen von Satz 3 Nummer 3, 6 
und 7 ist bei Trägern, die zugleich Ei-
gentümer der Einrichtung oder diesen 
wirtschaftlich gleichgestellt sind, nach 
Art der Rücklage zu differenzieren. 
 
(2) Der Träger weist dem Jugendamt 
den Einsatz des Personals nach Art der 
Pauschale nach. Die dem Verwen-
dungsnachweis zugrundeliegenden Be-
lege sind fünf Jahre nach Einreichung 
des Verwendungsnachweises aufzube-
wahren. Das Jugendamt ist zur stich-
probenhaften und anlassbezogenen 
Prüfung der Nachweise im Hinblick auf 
die ordnungsgemäße Verwendung 
nach Absatz 1 berechtigt und verpflich-
tet. Stellt es fest, dass die Mittel nicht 
ordnungsgemäß verwendet wurden, 
soll das Jugendamt den Leistungsbe-
scheid ganz oder teilweise zurückneh-
men oder widerrufen. Die Gemeinde-
prüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 
prüft im Rahmen einer Zufallsauswahl 
den Vollzug des Kinderbildungsgeset-

5.  die Zuführung an andere Einrich-
tungen, 

6.  die Zuführung zu Rücklagen, 
7.  die Höhe der Rücklagen, 
8.  den Einsatz des Landeszuschus-

ses für plusKITAs nach § 45, 
9.  den Einsatz der Zuschüsse nach 

§ 46 Absatz 1 bis 4 für Praktikums-
plätze von Auszubildenden, diffe-
renziert nach piA-E1-, piA-E2/3-, 
BP-, piA-K1- und piA-K2-Zuschuss, 

10.  den Einsatz des Zuschusses nach 
§ 46 Absatz 6 zur Unterstützung der 
Praxisanleitung für Auszubildende, 

11.  den Einsatz des Zuschusses für 
Fachberatung für Kindertagesein-
richtungen gemäß § 47 und gege-
benenfalls seine Weiterleitung und 

12.  den Einsatz des Zuschusses zur 
Flexibilisierung der Betreuungszei-
ten, differenziert nach den Einsatz-
arten und gegebenenfalls der Kom-
bination von Einsatzarten im Sinne 
des § 48 Absatz 1, 

13.  den Einsatz des Zuschusses nach 
§ 48b zur Finanzierung von Kita-
Helferinnen und Kita-Helfern. 

 
In den Fällen von Satz 3 Nummer 3, 6 
und 7 ist bei Trägern, die zugleich Ei-
gentümer der Einrichtung oder diesen 
wirtschaftlich gleichgestellt sind, nach 
Art der Rücklage zu differenzieren. 
 
(2) Der Träger weist dem Jugendamt 
den Einsatz des Personals nach Art der 
Pauschale nach. Die dem Verwen-
dungsnachweis zugrundeliegenden Be-
lege sind fünf Jahre nach Einreichung 
des Verwendungsnachweises aufzube-
wahren. Das Jugendamt ist zur stichpro-
benhaften und anlassbezogenen Prü-
fung der Nachweise im Hinblick auf die 
ordnungsgemäße Verwendung nach 
Absatz 1 berechtigt und verpflichtet. 
Stellt es fest, dass die Mittel nicht ord-
nungsgemäß verwendet wurden, soll 
das Jugendamt den Leistungsbescheid 
ganz oder teilweise zurücknehmen oder 
widerrufen. Die Gemeindeprüfungsan-
stalt Nordrhein-Westfalen prüft im Rah-
men einer Zufallsauswahl die ordnungs-
gemäße Verwendung der finanziellen 
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zes durch die Jugendämter, insbeson-
dere die Verwendungsnachweise. § 2 
Absatz 1 des Gemeindeprüfungsan-
staltsgesetzes bleibt unberührt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Das Jugendamt stellt für das am 
31. Juli endende Kindergartenjahr die 
Summe der nach § 36 Absatz 4 zurück-
geforderten Mittel fest und meldet dem 
Landesjugendamt das Ergebnis bis zum 
Ende des auf die Feststellung folgenden 
Monats, spätestens jedoch bis zum 30. 
Juni des Folgejahres. Das Jugendamt 
erstattet dem Land den sich aus § 38 
Absatz 2 ergebenden prozentualen An-
teil des zurückgeforderten Betrages. 

 
(4) Kommt der Träger seinen Verpflich-
tungen aus § 33 Absatz 1 Satz 8 oder 
aus § 39 Absatz 1 nicht innerhalb der 
vorgegebenen Fristen nach, kann das 
Jugendamt die Zuschüsse für die fol-
genden Monate zurückhalten. Kommt 
der Träger seiner Verpflichtung nach, 
werden die Zuschüsse für höchstens 
sechs Monate nachträglich ausgezahlt. 

 
(5) Der Landesrechnungshof prüft das 
Vorliegen der Voraussetzungen für die 
Gewährung der Landesmittel und deren 
ordnungsgemäße Verwendung. Zu die-
sem Zweck ist er berechtigt, auch örtli-
che Erhebungen bei dem Jugendamt 
und den übrigen Leistungsempfängern 
vorzunehmen.“ 

 

Mittel des Landes, insbesondere die 
Verwendungsnachweise. Die der Ge-
meindeprüfungsanstalt Nordrhein-West-
falen im Rahmen der Prüfung nach Satz 
5 entstehenden und gemäß § 6 Absatz 
2 des Kommunalabgabengesetzes nach 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen 
ansatzfähigen Kosten werden durch das 
Land erstattet. § 2 Absatz 1 des Ge-
meindeprüfungsanstaltsgesetzes bleibt 
unberührt. 
 
(3) Das Jugendamt stellt für das am 
31. Juli endende Kindergartenjahr die 
Summe der nach § 36 Absatz 4 zurück-
geforderten Mittel fest und meldet dem 
Landesjugendamt das Ergebnis bis zum 
Ende des auf die Feststellung folgenden 
Monats, spätestens jedoch bis zum 30. 
Juni des Folgejahres. Das Jugendamt 
erstattet dem Land den sich aus § 38 
Absatz 2 ergebenden prozentualen An-
teil des zurückgeforderten Betrages. 

 
(4) Kommt der Träger seinen Verpflich-
tungen aus § 33 Absatz 1 Satz 8 oder 
aus § 39 Absatz 1 nicht innerhalb der 
vorgegebenen Fristen nach, kann das 
Jugendamt die Zuschüsse für die fol-
genden Monate zurückhalten. Kommt 
der Träger seiner Verpflichtung nach, 
werden die Zuschüsse für höchstens 
sechs Monate nachträglich ausgezahlt. 

 
(5) Der Landesrechnungshof prüft das 
Vorliegen der Voraussetzungen für die 
Gewährung der Landesmittel und deren 
ordnungsgemäße Verwendung. Zu die-
sem Zweck ist er berechtigt, auch örtli-
che Erhebungen bei dem Jugendamt 
und den übrigen Leistungsempfängern 
vorzunehmen.“ 

 
29.  § 40 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Nach Absatz 1 Satz 4 wird folgen-
der Satz eingefügt: 

 
 „Eine Verwendung von Rücklagen 

einer anderen Kindertageseinrich-
tung desselben Trägers ist, wenn 
diese zu einem anderen Jugend-
amtsbezirk gehört, nur möglich, so-

 29.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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weit das Jugendamt, in dessen Be-
zirk die Rücklage gebildet wurde, 
zustimmt.“ 

 
b)  In Absatz 2 wird die Angabe „10“ 

durch die Angabe „15“ ersetzt. 
 
c)  In Absatz 3 wird die Angabe „3 000“ 

durch die Angabe „3 770“ ersetzt 
 
d)  In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe 

„2“ durch die Angabe „3“ ersetzt. 
 
30. § 41 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird durch den folgenden 
Absatz 1 ersetzt: 

 
 „(1) Jedem Träger wird zur Finan-

zierung der Tageseinrichtung 
grundsätzlich mindestens die 
Summe der Kindpauschalen abzü-
glich des Trägeranteils gezahlt, die 
sich nach der durchschnittlichen 
Istbelegung der Monate August bis 
April des vorangegangenen Kinder-
gartenjahres zuzüglich einer Erhö-
hung nach § 37 ergibt (Planungsga-
rantie). Sinkt die Summe der Kind-
pauschalen, die eine Kindertages-
einrichtung nach dem Anmelde-
stand zum 15. März für die Monate 
August bis April des im selben Ka-
lenderjahr beginnenden Kindergar-
tenjahres zu erwarten hat, unter 
den Wert der Summe der Kindpau-
schalen aufgrund der bis Januar er-
reichten Istbelegung, so gewährt 
das Jugendamt dem Träger der 
Einrichtung Kindpauschalen in der 
in Satz 1 genannten Höhe.“ 

 
b)  Absatz 2 wird gestrichen. 
 
c)  Absatz 3 wird zu Absatz 2. 
 
d)  Nach Absatz 2 wird folgender Ab-

satz 3 eingefügt: 
 
 „(3) Die Planungsgarantie ist aus-

geschlossen, wenn Betreuungs-
plätze trotz vorhandenen Bedarfs 
nicht besetzt werden.“ 

 30.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
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31.  In § 43 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 

Satz 1 wird jeweils die Angabe „von 
20 000 Euro pro Kindergartenjahr.“ 
durch die Angabe „pro Kindergarten-
jahr; im Kindergartenjahr 2026/2027 be-
trägt der Zuschuss 25 270,73 Euro.“ er-
setzt. 

 

 31.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

32.  Die §§ 44 und 45 werden durch die die 
folgenden §§ 44 und 45 ersetzt: 

 
„§ 44 

plusKITAs 
 
(1) Eine plusKITA ist eine Kindertages-
einrichtung mit einem hohen Anteil von 
Kindern mit besonderem Unterstüt-
zungsbedarf des Bildungsprozesses, 
insbesondere mit sprachlichem Förder-
bedarf, die vom Jugendamt als solche 
bestimmt wird. Dabei ist der Anteil von 
Familien mit Leistungsbezug zur Siche-
rung des Lebensunterhalts nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch im Ein-
zugsgebiet der Kindertageseinrichtung 
sowie der Anteil der Familien in der Kin-
dertageseinrichtung, in denen vorrangig 
nicht Deutsch gesprochen wird, zu be-
achten. Eine plusKITA ist in die örtliche 
Jugendhilfeplanung aufzunehmen. 
 
(2) Die plusKITA hat in besonderer 
Weise die Aufgabe, die Bildungschan-
cen der nach Absatz 1 betreuten Kinder 
zu unterstützen und dabei gezielt die 
Sprache zu fördern. Die Umsetzung die-
ser Aufgaben setzt voraus, dass die Ein-
richtungsleitung gemeinsam mit dem 
Träger den Weiterentwicklungsprozess 
der plusKITA-Konzeption verantwortet 
und die nötigen Rahmenbedingungen 
schafft. 
 
(3) Jede plusKITA soll im Team zusätz-
lich zu dem nach § 28 für die Gruppen 
vorgesehenen Personal eine sozialpä-
dagogische Fachkraft mit einem Um-
fang von einer halben Stelle für die be-
sonderen Aufgaben beschäftigen. In 
diesem Umfang ist sie grundsätzlich 
nicht in der unmittelbaren Betreuung der 
Kinder tätig.  

 32.  Die §§ 44 und 45 werden durch die die 
folgenden §§ 44 und 45 ersetzt: 

 
„§ 44 

plusKITAs 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
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(4) Das Nähere zur Ausgestaltung einer 
plusKITA, deren Konzeption und zu den 
Aufgaben und Voraussetzungen einer 
zusätzlichen plusKITA-Fachkraft regelt 
die Oberste Landesjugendbehörde 
durch Rechtsverordnung. 

 
§ 45 

Landeszuschuss für plusKITAs 
 
(1) Das Land gewährt dem Jugendamt 
einen Zuschuss für plusKITAs zur Fi-
nanzierung der Fachkraft nach § 44 Ab-
satz 3. Das Land stellt hierfür im Kinder-
gartenjahr 2027/2028 einen Betrag von 
164,20 Millionen Euro landesweit zur 
Verfügung. Der Anteil des Jugendamts 
wird für jeweils fünf Jahre berechnet und 
ergibt sich 
 
1.  zu 75 Prozent aus der Anzahl der 

Kinder im Jugendamtsbezirk unter 
sechs Jahren in Familien mit Leis-
tungsbezug zur Sicherung des Le-
bensunterhalts nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch im Verhält-
nis zur landesweiten Gesamtzahl 
der Kinder unter sechs Jahren in 
Familien mit Leistungsbezug nach 
dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch; maßgeblich sind die Anga-
ben der Bundesagentur für Arbeit 
für den Berichtsmonat März des 
dem Fünfjahreszeitraum vorausge-
gangenen Kalenderjahres und 

2.  zu 25 Prozent aus der Anzahl der 
Kinder unter sechs Jahren im Ju-
gendamtsbezirk in Kindertagesein-
richtungen, in deren Familien vor-
rangig nicht Deutsch gesprochen 
wird im Verhältnis zur landesweiten 
Gesamtzahl der Kinder unter sechs 
Jahren in Kindertageseinrichtun-
gen, in deren Familien vorrangig 
nicht Deutsch gesprochen wird; 
maßgeblich sind die Daten nach § 
99 Absatz 7 des Achten Buches So-
zialgesetzbuch zum Stichtag 1. 
März des dem Fünfjahreszeitraum 
vorausgegangenen Kalenderjah-
res. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

§ 45 
Landeszuschuss für plusKITAs 

 
(1) Das Land gewährt dem Jugendamt 
einen Zuschuss für plusKITAs zur Fi-
nanzierung der Fachkraft nach § 44 Ab-
satz 3. Das Land stellt hierfür im Kinder-
gartenjahr 2027/2028 einen Betrag von 
203,90 Millionen Euro landesweit zur 
Verfügung. Der Anteil des Jugendamts 
wird für jeweils fünf Jahre berechnet und 
ergibt sich 
 
1. zu 75 Prozent aus der Anzahl der 

Kinder im Jugendamtsbezirk unter 
sechs Jahren in Familien mit Leis-
tungsbezug zur Sicherung des Le-
bensunterhalts nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch im Verhält-
nis zur landesweiten Gesamtzahl 
der Kinder unter sechs Jahren in 
Familien mit Leistungsbezug nach 
dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch; maßgeblich sind die Angaben 
der Bundesagentur für Arbeit für 
den Berichtsmonat März des dem 
Fünfjahreszeitraum vorausgegan-
genen Kalenderjahres und 

2. zu 25 Prozent aus der Anzahl der 
Kinder unter sechs Jahren im Ju-
gendamtsbezirk in Kindertagesein-
richtungen, in deren Familien vor-
rangig nicht Deutsch gesprochen 
wird im Verhältnis zur landesweiten 
Gesamtzahl der Kinder unter sechs 
Jahren in Kindertageseinrichtun-
gen, in deren Familien vorrangig 
nicht Deutsch gesprochen wird; 
maßgeblich sind die Daten nach § 
99 Absatz 7 des Achten Buches So-
zialgesetzbuch - zum Stichtag 1. 
März des dem Fünfjahreszeitraum 
vorausgegangenen Kalenderjah-
res. 
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Der Zuschuss beträgt je Jugendamt im 
Kindergartenjahr 2026/2027 mindes-
tens 37 906,09 Euro. 
 
(2) Voraussetzung für den Zuschuss 
nach Absatz 1 ist, dass das Jugendamt 
die Mittel als Zuschüsse in Höhe von 
mindestens 37 906,09 Euro an plus-
KITAs im Sinne von § 44 Absatz 1 wei-
terleitet; die angegebene Zuschuss-
höhe gilt für das Kindergartenjahr 
2026/2027. Die jeweiligen Tagesein-
richtungen müssen als solche in die Ju-
gendhilfeplanung aufgenommen wor-
den sein. Die Zuschüsse sind für päda-
gogisches Personal einzusetzen. Zu-
schüsse, die nicht zweckentsprechend 
verwendet werden, sind zurückzuzah-
len, sie sind nicht rücklagefähig. Die 
Aufnahme in diese Förderung erfolgt in 
der Regel unbefristet, grundsätzlich 
aber mindestens für fünf Jahre. Das Ju-
gendamt weist mittels rechtsverbindli-
cher Bestätigung die zweckentspre-
chende Verwendung der nach diesem 
Absatz an die Träger geleisteten Zu-
schüsse über hierfür eingerichtete elekt-
ronische Systeme bis zum 30. Juni des 
auf das Ende des Kindergartenjahres 
folgenden Kalenderjahres nach. Das 
Jugendamt hat nicht verbrauchte oder 
nicht nachgewiesene Zuschüsse bis 
zum 31. Juli des auf das Ende des Kin-
dergartenjahres folgenden Kalenderjah-
res unaufgefordert zurückzuzahlen. 
Nicht fristgemäß zurückgezahlte Be-
träge sind mit drei Prozentpunkten über 
dem Basiszinssatz zu verzinsen. Das 
Land kann seinen Rückzahlungsan-
spruch mit Forderungen der Gemeinde 
oder des Gemeindeverbandes aufrech-
nen. § 37 und § 38 Absatz 1 Satz 2 gel-
ten entsprechend. 
 
 
 
(3) Das Jugendamt stellt sicher, dass 
mit diesen Zuschüssen auch die Kinder 
gefördert werden, bei denen nach § 36 
Absatz 2 oder 3 des Schulgesetzes 
NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. 
S. 120), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 27. Mai 2025 (GV. NRW. 

Der Zuschuss beträgt je Jugendamt im 
Kindergartenjahr 2027/2028 mindestens 
54 461 Euro. 
 
(2) Voraussetzung für den Zuschuss 
nach Absatz 1 ist, dass das Jugendamt 
die Mittel als Zuschüsse in Höhe von 
mindestens 54 461 Euro an plusKITAs 
im Sinne von § 44 Absatz 1 weiterleitet; 
die angegebene Zuschusshöhe gilt für 
das Kindergartenjahr 2027/2028. Die je-
weiligen Tageseinrichtungen müssen 
als solche in die Jugendhilfeplanung 
aufgenommen worden sein. Die Zu-
schüsse sind für pädagogisches Perso-
nal einzusetzen. Zuschüsse, die nicht 
zweckentsprechend verwendet werden, 
sind zurückzuzahlen, sie sind nicht rück-
lagefähig. Die Aufnahme in diese Förde-
rung erfolgt in der Regel unbefristet, 
grundsätzlich aber mindestens für fünf 
Jahre. Das Jugendamt weist mittels 
rechtsverbindlicher Bestätigung die 
zweckentsprechende Verwendung der 
nach diesem Absatz an die Träger ge-
leisteten Zuschüsse über hierfür einge-
richtete elektronische Systeme bis zum 
30. Juni des auf das Ende des Kinder-
gartenjahres folgenden Kalenderjahres 
nach. Das Jugendamt hat nicht ver-
brauchte oder nicht zweckentsprechend 
verwendete Zuschüsse zurückzuzahlen. 
Werden die zurückzuzahlenden Zu-
schüsse nicht fristgemäß mit der rechts-
verbindlichen Bestätigung angezeigt, 
sind diese ab dem 1. Juli des auf das 
Ende des Kindergartenjahres folgenden 
Kalenderjahres mit drei Prozentpunkten 
über dem Basiszinssatz zu verzinsen. 
Das Land kann seinen Rückzahlungsan-
spruch mit Forderungen der Gemeinde 
oder des Gemeindeverbandes aufrech-
nen. § 38 Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend. § 37 gilt ab dem Kindergartenjahr 
2028/2029 entsprechend. 
 
(3) Das Jugendamt stellt sicher, dass 
mit diesen Zuschüssen auch die Kinder 
gefördert werden, bei denen nach § 36 
Absatz 2 oder 3 des Schulgesetzes 
NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. 
S. 120), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 27. Mai 2025 (GV. NRW. 
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S. 501) geändert worden ist, ein zusätz-
licher Sprachförderbedarf bescheinigt 
worden ist.“ 

 

S. 501) geändert worden ist, ein zusätz-
licher Sprachförderbedarf bescheinigt 
worden ist.“ 

 
33.  Nach § 45 wird folgender § 45a einge-

fügt: 
 

„§ 45a 
Chancen-Kitas 

 
(1) Eine Chancen-Kita ist eine Kinderta-
geseinrichtung mit einem sehr hohen 
Anteil von Kindern mit besonderem Un-
terstützungsbedarf des Bildungsprozes-
ses, insbesondere mit sprachlichem 
Förderbedarf. Chancen-Kitas sind dieje-
nigen Kindertageseinrichtungen, die 
plusKITA im Sinne des § 44 Absatz 1 
und zugleich als Familienzentrum im 
Sinne des § 42 zertifiziert sind. 
 
(2) Die Einführung von Chancen-Kitas 
soll indikatorenbasiert, auf Grundlage 
eines Sozialindexes und auf Basis sehr 
hoher Bedarfslagen der Kinder einrich-
tungsscharf erfolgen.“ 

 

 33.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

34.  Die §§ 46 und 47 werden durch die fol-
genden §§ 46 und 47 ersetzt: 
 

„§ 46 
Landesförderung der Qualifizierung 
 
(1) Das Land gewährt dem Jugendamt 
für jedes im Sinne der Absätze 2 bis 6 
vorgehaltene Qualifizierungsangebot, 
das im Bezirk des Jugendamtes tat-
sächlich umgesetzt wird, pauschalierte 
Zuschüsse auf der Grundlage einer zum 
15. März für das im gleichen Kalender-
jahr beginnende Kindergartenjahr vor-
zulegenden Mitteilung. 
 
(2) Das Land gewährt dem Jugendamt 
Zuschüsse für die Praktikumsplätze von 
Auszubildenden in Kindertageseinrich-
tungen. Einen Zuschuss in Höhe von 
9 000 Euro jährlich pro belegtem Prakti-
kumsplatz (piA-E1-Zuschuss) erhält je-
des Jugendamt für diejenigen Tages-
einrichtungen, die Schülerinnen und 
Schüler im ersten Jahr ihrer praxisinte-
grierten Ausbildung zur staatlich aner-

 34.  Die §§ 46 und 47 werden durch die fol-
genden §§ 46 und 47 ersetzt: 

 
„§ 46 

Landesförderung der Qualifizierung 
 

(1) Das Land gewährt dem Jugendamt 
für jedes im Sinne der Absätze 2 bis 6 
vorgehaltene Qualifizierungsangebot, 
das im Bezirk des Jugendamtes tat-
sächlich umgesetzt wird, pauschalierte 
Zuschüsse auf der Grundlage einer zum 
15. März für das im gleichen Kalender-
jahr beginnende Kindergartenjahr vor-
zulegenden Mitteilung. 
 
(2) Das Land gewährt dem Jugendamt 
Zuschüsse für die Plätze von Personen 
in Weiterbildung zur staatlich anerkann-
ten Erzieherin beziehungsweise zum 
staatlich anerkannten Erzieher in Kin-
dertageseinrichtungen. Einen Zuschuss 
in Höhe von 9 000 Euro jährlich pro be-
legten Platz (piA-E1-Zuschuss) erhält 
jedes Jugendamt für diejenigen Tages-
einrichtungen, die Personen im ersten 
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kannten Erzieherin beziehungsweise 
zum staatlich anerkannten Erzieher 
ausbilden. Voraussetzung für diesen 
Zuschuss ist, dass diese Schülerinnen 
und Schüler in ihrer praxisintegrierten 
Ausbildung von dem Träger der Kinder-
tageseinrichtung tariflich oder entspre-
chend vergütet werden. § 38 Absatz 1 
Satz 2 und § 45 Absatz 2 Satz 4, 6 bis 9 
gelten entsprechend. 
 
 
(3) Einen Zuschuss in Höhe von 
4 500 Euro jährlich pro belegtem Prakti-
kumsplatz erhält jedes Jugendamt für 
diejenigen Kindertageseinrichtungen, 
die Praktikumsplätze für das Anerken-
nungsjahr von Schülerinnen und Schü-
lern im letzten Jahr ihrer Ausbildung zur 
staatlich anerkannten Erzieherin bezie-
hungsweise zum staatlich anerkannten 
Erzieher bereitstellen (BP-Zuschuss) 
und für jeden Praktikumsplatz von 
Schülerinnen und Schülern im zweiten 
oder dritten Ausbildungsjahr der praxis-
integrierten Ausbildung (piA-E2/3-Zu-
schuss). Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt ent-
sprechend. 
 
 
(4) Für diejenigen Tageseinrichtungen, 
die Schülerinnen und Schüler in der pra-
xisintegrierten Ausbildung zur staatlich 
geprüften Kinderpflegerin beziehungs-
weise zum staatlich geprüften Kinder-
pfleger ausbilden, gewährt das Land 
dem Jugendamt einen Zuschuss  
 
1.  in Höhe von 8 000 Euro jährlich pro 

belegtem Praktikumsplatz im ers-
ten Ausbildungsjahr (piA-K1-Zu-
schuss) und  

2.  in Höhe von 4 000 Euro jährlich pro 
belegtem Praktikumsplatz im zwei-
ten Ausbildungsjahr (piA-K2-Zu-
schuss). 

 
Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

 
(5) Das Land gewährt jedem Jugendamt 
einen Zuschuss  
 

Jahr ihrer praxisintegrierten Weiterbil-
dung zur staatlich anerkannten Erziehe-
rin beziehungsweise zum staatlich aner-
kannten Erzieher weiterbilden. Voraus-
setzung für diesen Zuschuss ist, dass 
diese Personen in ihrer praxisintegrier-
ten Weiterbildung von dem Träger der 
Kindertageseinrichtung tariflich oder 
entsprechend vergütet werden. § 38 Ab-
satz 1 Satz 2 und § 45 Absatz 2 Satz 4, 
6 bis 9 gelten entsprechend. 

 
(3) Einen Zuschuss in Höhe von 
4 500 Euro jährlich pro belegten Platz 
erhält jedes Jugendamt für diejenigen 
Kindertageseinrichtungen, die  

 
1. Plätze für das Berufspraktikum von 

Personen im letzten Jahr ihrer Wei-
terbildung zur staatlich anerkann-
ten Erzieherin beziehungsweise 
zum staatlich anerkannten Erzieher 
bereitstellen (BP-Zuschuss) oder  

2. Plätze für Personen im zweiten 
oder dritten Jahr der praxisinte-
grierten Weiterbildung (piA-E2/3-
Zuschuss) bereitstellen. 

 
Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 
 
(4) Für diejenigen Tageseinrichtungen, 
die Personen in der praxisintegrierten 
Ausbildung zur staatlich geprüften Kin-
derpflegerin beziehungsweise zum 
staatlich geprüften Kinderpfleger ausbil-
den, gewährt das Land dem Jugendamt 
einen Zuschuss  

 
1. in Höhe von 8 000 Euro jährlich pro 

belegten Platz im ersten Ausbil-
dungsjahr (piA-K1-Zuschuss) und  

2. in Höhe von 4 000 Euro jährlich pro 
belegten Platz im zweiten Ausbil-
dungsjahr (piA-K2-Zuschuss). 

 
Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 
 
 
 
(5) Das Land gewährt jedem Jugendamt 
einen Zuschuss  
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1.  in Höhe von 2 000 Euro für jede an-
gehende Kindertagespflegeperson, 
die die Qualifikation nach dem QHB 
im Umfang von 300 Unterrichtsein-
heiten (QHB-300-Zuschuss) absol-
viert hat, 

2.  in Höhe von 1 000 Euro für jede 
Kindertagespflegeperson, die die 
QHB-Anschlussqualifizierung von 
„160+“ im Umfang von 140 Unter-
richtseinheiten absolviert hat (QHB-
140-Zuschuss) und  

3.  in Höhe von 700 Euro für jede an-
gehende Kindertagespflegeperson, 
die die verkürzte QHB-Qualifizie-
rung mit 80 Unterrichtseinheiten 
nach § 21 Absatz 2 Satz 2 absol-
viert hat (QHB-80-Zuschuss).  

 
Voraussetzung ist, dass die Mittel zur 
Finanzierung einer QHB-Qualifizierung 
eingesetzt werden. Zuschüsse, die nicht 
zweckentsprechend verwendet werden, 
sind zurückzuzahlen. § 45 Absatz 2 
Satz 6 bis 9 gilt entsprechend. 
 
(6) Zur Unterstützung der Praxisanlei-
tung gewährt das Land dem Jugendamt 
einen Zuschuss in Höhe von 2 750 Euro 
für jede Kindertageseinrichtung, die 
Auszubildende gemäß den Absätzen 2 
bis 4 beschäftigt. Absatz 2 Satz 4 gilt 
entsprechend. 
 
(7) Die Umsetzung des Bildungs-, Erzie-
hungs- und Betreuungsauftrages erfor-
dert eine ständige Fortbildung der mit 
dem Auftrag betrauten Personen. Das 
Land unterstützt diese kontinuierliche 
Qualifizierung des pädagogischen Per-
sonals in den Tageseinrichtungen und 
in der Kindertagespflege mit einem jähr-
lichen Betrag von insgesamt 15,595 Mil-
lionen Euro im Rahmen der Fortbil-
dungsvereinbarung für den Elementar-
bereich im Land Nordrhein-Westfalen 
nach § 54 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2. 
In diesem Rahmen fördert die Oberste 
Landesjugendbehörde auch die Quali-
tätsentwicklung und die wissenschaftli-
che Weiterentwicklung der Inhalte und 
Methoden. 

 

1.  in Höhe von 2 000 Euro für jede an-
gehende Kindertagespflegeperson, 
die die Qualifikation nach dem QHB 
im Umfang von 300 Unterrichtsein-
heiten (QHB-300-Zuschuss) absol-
viert hat, 

2.  in Höhe von 1 000 Euro für jede 
Kindertagespflegeperson, die die 
QHB-Anschlussqualifizierung von 
„160+“ im Umfang von 140 Unter-
richtseinheiten absolviert hat (QHB-
140-Zuschuss) und  

3.  in Höhe von 700 Euro für jede an-
gehende Kindertagespflegeperson, 
die die verkürzte QHB-Qualifizie-
rung mit 80 Unterrichtseinheiten 
nach § 21 Absatz 2 Satz 2 absol-
viert hat (QHB-80-Zuschuss).  

 
Voraussetzung ist, dass die Mittel zur 
Finanzierung einer QHB-Qualifizierung 
eingesetzt werden. Zuschüsse, die nicht 
zweckentsprechend verwendet werden, 
sind zurückzuzahlen. § 45 Absatz 2 
Satz 6 bis 9 gilt entsprechend. 
 
(6) Zur Unterstützung der Praxisanlei-
tung gewährt das Land dem Jugendamt 
einen Zuschuss in Höhe von 5 250 Euro 
für jede Kindertageseinrichtung, die 
Personen gemäß den Absätzen 2 bis 4 
beschäftigt. Absatz 2 Satz 4 gilt entspre-
chend. 
 
(7) Die Umsetzung des Bildungs-, Erzie-
hungs- und Betreuungsauftrages erfor-
dert eine ständige Fortbildung der mit 
dem Auftrag betrauten Personen. Das 
Land unterstützt diese kontinuierliche 
Qualifizierung des pädagogischen Per-
sonals in den Tageseinrichtungen und 
in der Kindertagespflege mit einem jähr-
lichen Betrag von insgesamt 15,595 Mil-
lionen Euro im Rahmen der Fortbil-
dungsvereinbarung für den Elementar-
bereich im Land Nordrhein-Westfalen 
nach § 54 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2. 
In diesem Rahmen fördert die Oberste 
Landesjugendbehörde auch die Quali-
tätsentwicklung und die wissenschaftli-
che Weiterentwicklung der Inhalte und 
Methoden. 
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§ 47 
Landesförderung der Fachberatung 

 
(1) Das Land gewährt dem Jugendamt 
einen Zuschuss zur Förderung der qua-
lifizierten Fachberatung von Kinderta-
geseinrichtungen und Kindertages-
pflege. Ziel ist die fachliche und syste-
matische Begleitung der Qualitätssiche-
rung und -entwicklung in der Kinderta-
gesbetreuung. 
 
(2) Das Land gewährt dem Jugendamt 
darüber hinaus einen Zuschuss zur För-
derung der qualifizierten Fachberatung 
von plusKITAs. Ziel ist die fachliche und 
systematische Begleitung der Qualitäts-
sicherung und -entwicklung in plus-
KITAs im Sinne von § 44. 
 
(3) Der Anteil des Jugendamtes ergibt 
sich aus der Anzahl von nach diesem 
Gesetz geförderten Kindertageseinrich-
tungen im Jugendamtsbezirk und der 
Anzahl der Kindertagespflegepersonen, 
die Kinder bis zum Schuleintritt be-
treuen und hierfür öffentlich gefördert 
werden, im Jugendamtsbezirk auf der 
Grundlage einer zum 15. März für das 
im gleichen Kalenderjahr beginnende 
Kindergartenjahr vorzulegenden ver-
bindlichen Mitteilung. 
 
(4) Das Jugendamt leistet aus diesen 
Mitteln einen jährlichen Zuschuss  
 
1.  von 1 100 Euro je Tageseinrichtung 

an den Träger der Tageseinrich-
tung und 

2.  von 1 200 Euro je plusKITA an die 
zuständige Stelle. 

 
Soweit bei Trägern in freier Träger-
schaft die Aufgabe der Fachberatung 
und Qualitätssicherung überwiegend 
auf Ebene ihrer regionalen Zusammen-
schlüsse oder überörtlichen Verbände 
erfolgt, leiten die Träger die Zuschüsse 
an diese weiter. Für die Fachberatung 

 
 
 
 

§ 47 
Landesförderung der Fachberatung 

 
(1) Das Land gewährt dem Jugendamt 
einen Zuschuss zur Förderung der qua-
lifizierten Fachberatung von Kinderta-
geseinrichtungen und Kindertages-
pflege. Ziel ist die fachliche und syste-
matische Begleitung der Qualitätssiche-
rung und -entwicklung in der Kinderta-
gesbetreuung. 
 
(2) Das Land gewährt dem Jugendamt 
darüber hinaus einen Zuschuss zur För-
derung der qualifizierten Fachberatung 
von plusKITAs. Ziel ist die fachliche und 
systematische Begleitung der Qualitäts-
sicherung und -entwicklung in plus-
KITAs im Sinne von § 44. 
 
(3) Der Anteil des Jugendamtes ergibt 
sich aus der Anzahl von nach diesem 
Gesetz geförderten Kindertageseinrich-
tungen im Jugendamtsbezirk und der 
Anzahl der Kindertagespflegepersonen, 
die Kinder bis zum Schuleintritt be-
treuen und hierfür öffentlich gefördert 
werden, im Jugendamtsbezirk auf der 
Grundlage einer zum 15. März für das 
im gleichen Kalenderjahr beginnende 
Kindergartenjahr vorzulegenden ver-
bindlichen Mitteilung. 
 
(4) Das Jugendamt leistet aus diesen 
Mitteln einen jährlichen Zuschuss  
 
1.  von 1 100 Euro je Tageseinrichtung 

an den Träger der Tageseinrich-
tung und 

2.  von 3 480 Euro je plusKITA an die 
zuständige Stelle. 

 
Soweit bei Trägern in freier Träger-
schaft die Aufgabe der Fachberatung 
und Qualitätssicherung überwiegend 
auf Ebene ihrer regionalen Zusammen-
schlüsse oder überörtlichen Verbände 
erfolgt, leiten die Träger die Zuschüsse 
an diese weiter. Für die Fachberatung 
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im Bereich Kindertagespflege leitet das 
Jugendamt 550 Euro je Kindertages-
pflegeperson, die Kinder bis zum Schul-
eintritt betreut, an die zuständige Fach-
beratungsstelle weiter. § 38 Absatz 1 
Satz 2 und § 45 Absatz 2 Satz 4, 6 bis 9 
gelten entsprechend.“ 

 

im Bereich Kindertagespflege leitet das 
Jugendamt 550 Euro je Kindertages-
pflegeperson, die Kinder bis zum Schul-
eintritt betreut, an die zuständige Fach-
beratungsstelle weiter. § 38 Absatz 1 
Satz 2 und § 45 Absatz 2 Satz 4, 6 bis 9 
gelten entsprechend.“ 

 
35.  In § 48 werden die Absätze 2 und 3 

durch die folgenden Absätze 2 und 3 er-
setzt: 
 
„(2) Das Land stellt für Angebote zur 
Flexibilisierung nach Absatz 1 jährlich 
landesweit Mittel zur Verfügung; im Kin-
dergartenjahr 2026/2027 beträgt die 
Höhe der Mittel 99.238.594 Euro. Der 
Anteil des Jugendamtes ergibt sich in 
den Kindergartenjahren 2027/2028 bis 
2031/2032 aus der Anzahl der im Ju-
gendamtsbezirk nach der verbindlichen 
Jugendhilfeplanung für das Kindergar-
tenjahr 2026/2027 beantragten Kind-
pauschalen für in Tageseinrichtungen 
betreute Kinder im Verhältnis zur lan-
desweiten Anzahl der beantragten Kind-
pauschalen für in Tageseinrichtungen 
betreute Kinder. 
 
(3) Voraussetzung für den Zuschuss 
nach Absatz 1 ist, dass das Jugendamt 
diesen Zuschuss mit einer Erhöhung 
des Betrages um 25 Prozent für zeitlich 
flexible Angebotsformen der Kinderta-
gesbetreuung einsetzt und an Träger 
von Tageseinrichtungen, Kindertages-
pflegepersonen oder Anstellungsträger 
von Kindertagespflegepersonen weiter-
leitet. § 37 und § 45 Absatz 2 Satz 4, 6 
bis 9 gelten entsprechend.“ 

 

 35.  -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

36.  Nach § 48 wird der folgende § 48a ein-
gefügt: 

 
„§ 48a 

Landeszuschuss zur Finanzierung 
der Transformationskosten 

 
(1) Das Land gewährt jedem Jugendamt 
zur Finanzierung der transformations-
bedingten Ausgaben einen pauschalier-
ten Zuschuss. 
 

 36. Nach § 48 werden die folgenden § 48a 
und § 48b eingefügt: 

 
„§ 48a 

Landeszuschuss zur Finanzierung 
der Transformationskosten 

 
(1) Das Land gewährt jedem Jugendamt 
zur Finanzierung der transformations-
bedingten Ausgaben einen pauschalier-
ten Zuschuss. 
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(2) Das Land stellt hierfür bis zur Einfüh-
rung eines kindbezogenen, faktorba-
sierten Finanzierungssystem im Sinne 
des § 55 Absatz 7 einen Betrag von 
200 Millionen Euro bereit. § 38 Absatz 1 
Satz 2, § 45 Absatz 2 Satz 4, 6 bis 9 so-
wie § 48 Absatz 2 Satz 2 gelten entspre-
chend.“ 

 

(2) Das Land stellt hierfür bis zur Einfüh-
rung eines kindbezogenen, faktorba-
sierten Finanzierungssystem im Sinne 
des § 55 Absatz 7 einen Betrag von 
200 Millionen Euro bereit. Der Anteil 
des Jugendamtes ergibt sich aus dem 
Verhältnis zwischen der Summe der im 
Jugendamtsbezirk nach der verbindli-
chen Jugendhilfeplanung beantragten 
Kindpauschalen zur Summe der landes-
weit beantragten Kindpauschalen für in 
Tageseinrichtungen betreute Kinder. 
Das Jugendamt leitet den Zuschuss in 
entsprechender Anwendung des Ver-
teilschlüssels nach Satz 2 an die Träger 
der Einrichtungen seines Bezirks weiter. 
§ 45 Absatz 2 Satz 4, 6 bis 9 gelten ent-
sprechend.“ 

 
§ 48b 

Landeszuschuss zur Finanzierung 
der Kita-Helferinnen und Kita-Helfer 

 
Für diejenigen Kindertageseinrichtun-
gen, die Kita-Helferinnen und Kita-Helfer 
zur Unterstützung bei nichtpädagogi-
schen Aufgaben in den Kindertagesein-
richtungen anstellen, gewährt das Land 
dem Jugendamt pro Kindergartenjahr ei-
nen Zuschuss in Höhe von 16 200 Euro 
jährlich pro Einrichtung. § 38 Absatz 1 
Satz 2 sowie § 45 Absatz 2 Satz 4, 6 bis 
10 gelten entsprechend.“ 

 
37.  § 50 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 1 wird vor der Angabe 
„30.“ die Angabe „Beginn des“ ein-
gefügt. 

 
b)  Absatz 2 wird durch den folgenden 

Absatz 2 ersetzt: 
 
 „(2) Zum Ausgleich des Einnahme-

ausfalls nach Absatz 1 gewährt das 
Land dem Jugendamt pro Kinder-
gartenjahr einen pauschalen Zu-
schuss in Höhe von 8,62 Prozent 
der Summe der Kindpauschalen für 
in Tageseinrichtungen betreute 
Kinder im Alter von drei Jahren bis 
zur Einschulung, die sich auf der 
Basis der verbindlichen Jugendhil-

 37.  § 50 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 1 wird vor der Angabe 
„30.“ die Angabe „Beginn des“ ein-
gefügt. 

 
b)  Absatz 2 wird durch den folgenden 

Absatz 2 ersetzt: 
 
 „(2) Zum Ausgleich des Einnahme-

ausfalls nach Absatz 1 gewährt das 
Land dem Jugendamt pro Kinder-
gartenjahr einen pauschalen Zu-
schuss in Höhe von 8,62 Prozent 
der Summe der Kindpauschalen für 
in Tageseinrichtungen betreute 
Kinder im Alter von drei Jahren bis 
zur Einschulung, die sich auf der 
Basis der verbindlichen Jugendhil-
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feplanung nach § 26 Absatz 4 bis 
zum 15. März für das in dem glei-
chen Kalenderjahr beginnende Kin-
dergartenjahr abzüglich des Zu-
schlags für Kita-Helferinnen und 
Kita-Helfer im Sinne der Anlage 2 
ergibt.“ 

 

feplanung nach § 26 Absatz 4 bis 
zum 15. März für das in dem glei-
chen Kalenderjahr beginnende Kin-
dergartenjahr ergibt.“ 

 

38. § 51 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 3 wird nach der Angabe 
„ein“ die Angabe „angemessenes“ 
eingefügt. 

 
b)  Absatz 4 wird durch den folgenden 

Absatz 4 ersetzt: 
 
 „(4) Erhebt das Jugendamt Eltern-

beiträge für die Inanspruchnahme 
von Kindertageseinrichtungen oder 
Kindertagespflege, hat es eine so-
ziale Staffelung vorzusehen und die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
der Eltern sowie die Betreuungszeit 
zu berücksichtigen. Es kann ermä-
ßigte Beiträge oder eine Beitrags-
freiheit für Geschwisterkinder, un-
abhängig vom Jugendamtsbezirk, 
in dem sie betreut werden und auch 
wenn sie eine Ganztagsschule im 
Primarbereich oder eine heilpäda-
gogische Gruppe besuchen, vorse-
hen. Bei Geschwisterregelungen 
sind Kinder, deren Tagesbetreuung 
gemäß § 50 Absatz 1 elternbei-
tragsfrei ist, so zu berücksichtigen, 
als ob für sie ein Elternbeitrag zu 
leisten wäre. Dies gilt entsprechend 
für Kinder, die eine heilpädagogi-
sche Gruppe besuchen, für den 
Zeitpunkt, an dem das Kind gemäß 
§ 50 Absatz 1 auch in einer Regel-
gruppe beitragsfrei wäre. Bei Ermä-
ßigungsregelungen für Geschwis-
ter ist sicherzustellen, dass die Fa-
milie sowohl in vollem Umfang von 
diesen Ermäßigungen als auch von 
der Elternbeitragsbefreiung nach § 
50 profitiert. Die Höhe und Staffe-
lung der Elternbeiträge für Kinder-
tageseinrichtungen und für Kinder-
tagespflege sollten einander ent-
sprechen.“ 

 38. § 51 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 3 wird nach der Angabe 
„ein“ die Angabe „angemessenes“ 
eingefügt. 

 
b)  Absatz 4 wird durch den folgenden 

Absatz 4 ersetzt: 
 
 „(4) Erhebt das Jugendamt Eltern-

beiträge für die Inanspruchnahme 
von Kindertageseinrichtungen oder 
Kindertagespflege, hat es eine so-
ziale Staffelung vorzusehen und die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
der Eltern sowie die Betreuungszeit 
zu berücksichtigen. Es kann ermä-
ßigte Beiträge oder eine Beitrags-
freiheit für Geschwisterkinder, un-
abhängig vom Jugendamtsbezirk, 
in dem sie betreut werden und auch 
wenn sie eine Ganztagsschule im 
Primarbereich oder eine heilpäda-
gogische Gruppe besuchen, vorse-
hen. Bei Geschwisterregelungen 
sind Kinder, deren Tagesbetreuung 
gemäß § 50 Absatz 1 elternbei-
tragsfrei ist, so zu berücksichtigen, 
als ob für sie ein Elternbeitrag zu 
leisten wäre. Dies gilt entsprechend 
für Kinder, die eine heilpädagogi-
sche Gruppe besuchen, für den 
Zeitpunkt, an dem das Kind gemäß 
§ 50 Absatz 1 auch in einer Regel-
gruppe beitragsfrei wäre. Bei Ermä-
ßigungsregelungen für Geschwis-
ter ist sicherzustellen, dass die Fa-
milie sowohl in vollem Umfang von 
diesen Ermäßigungen als auch von 
der Elternbeitragsbefreiung nach § 
50 profitiert. Die Höhe und Staffe-
lung der Elternbeiträge für Kinder-
tageseinrichtungen und für Kinder-
tagespflege sollten einander ent-
sprechen.“ 
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c)  Nach Absatz 5 Satz 4 wird folgen-

der Satz eingefügt: 
 
 „Absatz 4 Satz 3 bis 5 gilt entspre-

chend.“ 
 

 
c)   -  e n t f ä l l t  - 

 
 

39.  § 53 wird durch den folgenden § 53 er-
setzt: 

 
„§ 53 

Innovationsklausel 
 
(1) Die Oberste Landesjugendbehörde 
kann Abweichungen von den Regelun-
gen dieses Gesetzes genehmigen  
 
1.  für besondere Betreuungsbedarfe 

oder  
2.  zur Erprobung innovativer pädago-

gischer oder organisatorischer Mo-
delle, soweit diese geeignet sind, 
Erkenntnisse zur Weiterentwick-
lung des Systems der Kindertages-
betreuung zu gewinnen. 

 
(2) Die Genehmigung der Abweichun-
gen erfolgt auf Antrag. Antragsbefugt 
sind örtliche Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe. Der Antrag soll in Abstim-
mung mit betroffenen Trägern erfolgen. 

 
(3) Ein Antrag auf Abweichung ist abzu-
lehnen, soweit er zu einer Erhöhung des 
nach diesem Gesetz an einen örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe ge-
zahlten Landeszuschusses gemessen 
an der Ist-Belegung des Vorjahres unter 
Berücksichtigung des § 37 führen 
würde.“ 

 

 39.  § 53 wird durch den folgenden § 53 er-
setzt: 

 
„§ 53 

Innovationsklausel 
 
(1) Die Oberste Landesjugendbehörde 
kann Abweichungen von den Regelun-
gen dieses Gesetzes genehmigen oder 
von Amts wegen zulassen 
 
1. für besondere Betreuungsbedarfe 

oder  
2. zur Erprobung innovativer pädago-

gischer oder organisatorischer Mo-
delle, soweit diese geeignet sind, 
Erkenntnisse zur Weiterentwicklung 
des Systems der Kindertagesbe-
treuung zu gewinnen. 

 
(2) Die Genehmigung der Abweichun-
gen erfolgt auf Antrag. Antragsbefugt 
sind örtliche Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe. Der Antrag soll in Abstim-
mung mit betroffenen Trägern erfolgen. 

 
(3) Ein Antrag auf Abweichung ist abzu-
lehnen, soweit er zu einer Erhöhung des 
nach diesem Gesetz an einen örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe ge-
zahlten Landeszuschusses gemessen 
an der Ist-Belegung des Vorjahres unter 
Berücksichtigung des § 37 führen 
würde.“ 

 
40.  § 54 Absatz 2 und 3 werden durch die 

folgenden Absätze 2 und 3 ersetzt: 
 

„(2) Die Oberste Landesjugendbehörde 
wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung 
 
1.  die Fortschreibungsrate nach § 37 

Absatz 2 festzusetzen, sowie das 
Verhältnis von Personal- zu Sach-
kosten gemäß § 37 Absatz 3 neu 

 40.  § 54 Absatz 2 und 3 werden durch die 
folgenden Absätze 2 und 3 ersetzt: 

 
„(2) Die Oberste Landesjugendbehörde 
wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung 
 
1.  die Fortschreibungsrate nach § 37 

Absatz 2 festzusetzen, sowie das 
Verhältnis von Personal- zu Sach-
kosten gemäß § 37 Absatz 3 neu 
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festzulegen, wenn eine Anpassung 
im Zuge der Überprüfung gemäß 
§ 55 Absatz 5 erforderlich wird, 

2.  Art und Höhe zu den Mietzuschüs-
sen sowie Ausnahmen zur Gewäh-
rung festzusetzen, 

3.  das Nähere zum Verfahren zur Ge-
währung der Landeszuschüsse zu 
regeln, 

4.  die Verteilung der Mittel nach § 45 
Absatz 1 und § 48 Absatz 2 ab dem 
Kindergartenjahr 2032/2033 neu 
festzusetzen, 

5.  den Prozentsatz nach § 38 Absatz 
3 neu oder entsprechende Einmal-
zahlungen festzulegen, wenn sich, 
nach einer Überprüfung des Belas-
tungsausgleichs nach § 3 Absatz 2 
des Belastungsausgleichsgesetzes 
Jugendhilfe vom 13. November 
2012 (GV. NRW. S. 510) in der je-
weils geltenden Fassung oder einer 
Überprüfung der gesamten Auswir-
kungen des Gesetzes in Abstim-
mung mit den kommunalen Spit-
zenverbänden, das Erfordernis ei-
ner Anpassung des Kostenaus-
gleichs ergibt, 

5a.  den Prozentsatz nach § 50 Absatz 
2 neu oder entsprechende Einmal-
zahlungen festzulegen, wenn sich, 
nach einer Überprüfung des Belas-
tungsausgleichs zur Elternbeitrags-
freiheit nach § 4 des Konnexitäts-
ausführungsgesetz vom 22. Juni 
2004 (GV. NRW. S. 360) in der je-
weils geltenden Fassung in Abstim-
mung mit den kommunalen Spit-
zenverbänden, das Erfordernis ei-
ner Anpassung des Kostenaus-
gleichs ergibt, 

6.  Kriterien für das Gütesiegel „Famili-
enzentrum NRW“ und das Verfah-
ren zu seiner Verleihung weiter zu 
entwickeln und neu festzulegen, 

7.  das Nähere über die Qualitätssi-
cherung und -entwicklung ein-
schließlich Qualifizierung und 
Fachberatung festzulegen, 

8.  das Nähere über die Qualifikation 
und den Personalschlüssel sowie 
Personalvorgaben für die Randzeit 

festzulegen, wenn eine Anpassung 
im Zuge der Überprüfung gemäß 
§ 55 Absatz 5 erforderlich wird, 

2.  Art und Höhe zu den Mietzuschüs-
sen sowie Ausnahmen zur Gewäh-
rung festzusetzen, 

3.  das Nähere zum Verfahren zur Ge-
währung der Landeszuschüsse zu 
regeln, 

4.  die Verteilung der Mittel nach § 45 
Absatz 1 und § 48 Absatz 2 ab dem 
Kindergartenjahr 2032/2033 neu 
festzusetzen, 

5.  den Prozentsatz nach § 38 Absatz 
3 neu oder entsprechende Einmal-
zahlungen festzulegen, wenn sich, 
nach einer Überprüfung des Belas-
tungsausgleichs nach § 3 Absatz 2 
des Belastungsausgleichsgesetzes 
Jugendhilfe vom 13. November 
2012 (GV. NRW. S. 510) in der je-
weils geltenden Fassung oder einer 
Überprüfung der gesamten Auswir-
kungen des Gesetzes in Abstim-
mung mit den kommunalen Spit-
zenverbänden, das Erfordernis ei-
ner Anpassung des Kostenaus-
gleichs ergibt, 

5a.  den Prozentsatz nach § 50 Absatz 
2 neu oder entsprechende Einmal-
zahlungen festzulegen, wenn sich, 
nach einer Überprüfung des Belas-
tungsausgleichs zur Elternbeitrags-
freiheit nach § 4 des Konnexitäts-
ausführungsgesetz vom 22. Juni 
2004 (GV. NRW. S. 360) in der je-
weils geltenden Fassung in Abstim-
mung mit den kommunalen Spit-
zenverbänden, das Erfordernis ei-
ner Anpassung des Kostenaus-
gleichs ergibt, 

6.  Kriterien für das Gütesiegel „Famili-
enzentrum NRW“ und das Verfah-
ren zu seiner Verleihung weiter zu 
entwickeln und neu festzulegen, 

7.  das Nähere über die Qualitätssi-
cherung und -entwicklung ein-
schließlich Qualifizierung und 
Fachberatung festzulegen, 

8. das Nähere über die Qualifikation 
und den Personalschlüssel sowie 
Personalvorgaben für die Randzeit 
im Sinne des § 28 Absatz 2 Satz 3 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20472 

 
 

42 

im Sinne des § 28 Absatz 2 Satz 3 
festzulegen, 

 
 
9.  das Nähere zum Verfahren und zur 

Ausgestaltung der Bildungsdoku-
mentation und zur Entwicklungs-
standerhebung, insbesondere der 
Erhebung des Sprachentwicklungs-
standes festzulegen und 

10.  das Nähere zur Ausgestaltung ei-
ner plusKITA und zu den Aufgaben 
und Voraussetzungen der zusätzli-
chen plusKITA-Fachkraft festzule-
gen. 

 
Für die Rechtsverordnungen nach Satz 
1 Nummer 1 bis 5a ist die Zustimmung 
des für Finanzen zuständigen Ministeri-
ums erforderlich. Für die Rechtsverord-
nungen nach Satz 1 Nummer 5, 5a und 
8 ist die Zustimmung des für Kommuna-
les zuständigen Ministeriums erforder-
lich. 
 
(3) Die Oberste Landesjugendbehörde 
trifft mit den kommunalen Spitzenver-
bänden, den Spitzenverbänden der 
Freien Wohlfahrtspflege und den Kir-
chen 
 
1.  eine Vereinbarung über die Bil-

dungs- und Erziehungsarbeit der 
Kindertageseinrichtungen (Bil-
dungsvereinbarung) und 

2.  eine Vereinbarung über die Fort- 
und Weiterbildung der pädagogi-
schen Kräfte (Fortbildungsverein-
barung). 

 
Dabei sind die Prinzipien der Pluralität, 
der Trägerautonomie und der Konzepti-
onsvielfalt zu berücksichtigen.“ 

 

nach Anhörung der kommunalen 
Spitzenverbände, der Spitzenver-
bände der Freien Wohlfahrtspflege 
und der Kirchen festzulegen, 

9.  das Nähere zum Verfahren und zur 
Ausgestaltung der Bildungsdoku-
mentation und zur Entwicklungs-
standerhebung, insbesondere der 
Erhebung des Sprachentwicklungs-
standes festzulegen und 

10.  das Nähere zur Ausgestaltung ei-
ner plusKITA und zu den Aufgaben 
und Voraussetzungen der zusätzli-
chen plusKITA-Fachkraft festzule-
gen. 

 
Für die Rechtsverordnungen nach Satz 
1 Nummer 1 bis 5a ist die Zustimmung 
des für Finanzen zuständigen Ministeri-
ums erforderlich. Für die Rechtsverord-
nungen nach Satz 1 Nummer 5, 5a und 
8 ist die Zustimmung des für Kommuna-
les zuständigen Ministeriums erforder-
lich. 
 
(3) Die Oberste Landesjugendbehörde 
trifft mit den kommunalen Spitzenver-
bänden, den Spitzenverbänden der 
Freien Wohlfahrtspflege und den Kir-
chen 
 
1.  eine Vereinbarung über die Bil-

dungs- und Erziehungsarbeit der 
Kindertageseinrichtungen (Bil-
dungsvereinbarung) und 

2.  eine Vereinbarung über die Fort- 
und Weiterbildung der pädagogi-
schen Kräfte (Fortbildungsverein-
barung). 

 
Dabei sind die Prinzipien der Pluralität, 
der Trägerautonomie und der Konzepti-
onsvielfalt zu berücksichtigen.“ 

 
41.  § 55 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 
 
b)  Absatz 5 wird durch die folgenden 

Absätze 5 bis 8 ersetzt: 
 
 „(5) Die Landesregierung überprüft 

die Finanzierung der Kindertages-

 41.  § 55 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 
 
b)  Absatz 5 wird durch die folgenden 

Absätze 5 bis 8 ersetzt: 
 

„(5) Die Landesregierung überprüft 
auf Basis einer qualifizierten Stich-
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betreuung und deren Auswirkun-
gen in einem regelmäßigen Turnus 
und bezieht dabei die kommunalen 
Spitzenverbände, die Spitzenver-
bände der Freien Wohlfahrtspflege, 
die Kirchen sowie den Landesver-
band für Kindertagespflege NRW 
e.V. ein. Im Rahmen einer Evalua-
tion sind die Träger der Kinderta-
geseinrichtungen sowie die Ju-
gendämter verpflichtet, die dafür er-
forderlichen Daten zu erheben und 
zu übermitteln. 

 
 
 (6) § 33 Absatz 5 Satz 2 und 3 tritt 

mit Ablauf des 31. Juli 2029 außer 
Kraft. 

 
 (7) Die oberste Landesjugendbe-

hörde bereitet die Einführung eines 
kindbezogenen, faktorbasierten Fi-
nanzierungssystems bis zum 31. 
Dezember 2027 vor. Der Prozess 
soll durch eine Untersuchung be-
gleitet werden. Dabei werden auch 
die Erfahrungen der Träger gemäß 
§ 25 Absatz 1 einbezogen. 

 
 (8) Die Höhe der für ein Kindergar-

tenjahr gezahlten finanziellen Zu-
schüsse richtet sich ausschließlich 
nach den während des jeweiligen 
Kindergartenjahres geltenden Vor-
schriften. Rückwirkende Ansprüche 
werden nicht begründet.“ 

 

probe die Finanzierung der Kinder-
tagesbetreuung und deren Auswir-
kungen in einem regelmäßigen Tur-
nus und bezieht dabei die kommu-
nalen Spitzenverbände, die Spit-
zenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege, die Kirchen sowie den 
Landesverband für Kindertages-
pflege NRW e.V. ein. Im Rahmen ei-
ner Evaluation sind die Träger der 
Kindertageseinrichtungen sowie die 
Jugendämter verpflichtet, die dafür 
erforderlichen Daten zu erheben 
und zu übermitteln. 

 
 (6) § 33 Absatz 5 Satz 2 und 3 tritt 

mit Ablauf des 31. Juli 2029 außer 
Kraft. 

 
 (7) Die oberste Landesjugendbe-

hörde bereitet die Einführung eines 
kindbezogenen, faktorbasierten Fi-
nanzierungssystems bis zum 31. 
Dezember 2027 vor. Der Prozess 
soll durch eine Untersuchung be-
gleitet werden. Dabei werden auch 
die Erfahrungen der Träger gemäß 
§ 25 Absatz 1 einbezogen. 

 
 (8) Die Höhe der für ein Kindergar-

tenjahr gezahlten finanziellen Zu-
schüsse richtet sich ausschließlich 
nach den während des jeweiligen 
Kindergartenjahres geltenden Vor-
schriften. Rückwirkende Ansprüche 
werden nicht begründet.“ 

 
42. Die Anlage wird durch die aus dem An-

hang zu diesem Gesetz ersichtlichen 
Anlagen 1 und 2 ersetzt. 

 

 Anhang 1, Anlage 1  
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
 

  Anhang 2, Anlage 2 
 

-  n e u e  F a s s u n g  -  
 

Artikel 3 
Änderung der MittelVertVO 2026 

 
Die Verordnung zur Festsetzung der Vertei-
lung der Mittel nach § 45 Absatz 1 und § 48 
Absatz 2 Kinderbildungsgesetz in den Kin-
dergartenjahren 2026/2027 und 2027/2028 
(KiBiz-Mittelverteilungsverordnung 2026 - 

 Artikel 3 
Änderung der MittelVertVO 2026 

 
-  u n v e r ä n d e r t  -  
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MittelVertVO 2026) vom 12. Januar 2026 
(GV.NRW. S. 63) wird wie folgt geändert: 
 
1.  In § 1 wird die Angabe „in den Kinder-

gartenjahren 2026/2027 und 
2027/2028“ durch die Angabe „im Kin-
dergartenjahr 2026/2027“ ersetzt. 

 

  

2. In § 2 wird die Angabe „in den Kinder-
gartenjahren 2026/2027 und 
2027/2028“ durch die Angabe „im Kin-
dergartenjahr 2026/2027“ ersetzt. 

 

  

  -  n e u  -  
 

Artikel 4 
Änderung des Ersten Gesetzes zur 

Ausführung des  
Kinder- und Jugendhilfegesetzes 

 
Das Erste Gesetz zur Ausführung des Kin-
der- und Jugendhilfegesetzes vom 12. De-
zember 1990 (GV. NRW. S. 664), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
10. Juni 2025 (GV. NRW. S. 572, ber. 
S. 699) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 
 

  1. Nach § 29 wird der folgende Neunte Ab-
schnitt eingefügt: 

 
„Neunter Abschnitt  
Ganztagsförderung 

 
§ 30  

Schließzeiten 
 

In Angeboten nach § 24 Absatz 4 Satz 1 
und 3 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch, in denen Kinder nach Schuleintritt 
gefördert werden, kann je Schuljahr eine 
Schließzeit von insgesamt höchstens 
vier Wochen während der Schulferien 
vorgesehen werden.“ 
 

2. Der bisherige Neunte Abschnitt wird zu 
dem Zehnten Abschnitt. 

 
3. Die bisherigen §§ 30 und 31 werden zu 

den §§ 31 und 32. 
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Artikel 4 
Inkrafttreten 

 
(1) Artikel 1 tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft.  
 
(2) Artikel 2 und 3 treten am 1. August 2027 
in Kraft. 
 

    - b i s h e r  4  - 
 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

 
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich 

der Absätze 2 und 3 am Tag 
nach der Verkündung in Kraft. 
 

(2) Artikel 4 tritt am 1. August 2026 in 
Kraft. 

 
(3) Die Artikel 2 und 3 treten am 1. August 

2027 in Kraft. 
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Anhang 2 zum Gesetz zur Änderung des Kinderbildungsgesetzes 
(zu Artikel 1 Nummer 43) 

 
Anlage 2  
(zu § 33) 

Gruppenform Wöchentliche 
Betreuungszeit 

Gesamt-
personal-
kraftstun-
den 

Kindpauschale 

Gruppenform I:  
Kinder im Alter von zwei 
Jahren bis zur Einschu-
lung 

25 71,50 8.029,60 Euro 
 

30 85,50 9.701,07 Euro 

35 99,50 10.794,41 Euro 
 

40 113,75 12.906,89 Euro 

45 128,00 13.856,86 Euro 
 

Gruppenform II:  
Kinder im Alter von unter 
drei Jahren 

25 76,50 17.024,23 Euro 
 

30 91,75 20.788,98 Euro 

35 107,00 23.036,86 Euro 
 

40 122,25 27.700,05 Euro 

45 137,50 29.547,79 Euro 
 

Gruppenform III:  
Kinder im Alter von drei 
Jahren und älter 

25 71,00 6.296,03 Euro 
 

30 85,00 7.593,71 Euro 

35 99,00 8.472,34 Euro 
 

40 101,50 11.338,78 Euro 

45 114,00 12.311,83 Euro 
 

 
Kinder mit oder mit drohenden Behinderungen 

  Kindpauschale  

Ü3 27.613,48 Euro 

U3  29.541,98 Euro  

U3 Gruppenform II/45 Stunden 31.885,86 Euro  

 
Die Behinderungen oder drohenden Behinderungen müssen von einem Träger der Eingliede-
rungshilfe festgestellt sein. 
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf, Drucksache 18/17575, wurde durch das Plenum am 30. Januar 2026 nach 
der 1. Lesung zur alleinigen Beratung an den Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend über-
wiesen.  
 
Die vorliegende Reform des Kinderbildungsgesetzes zielt auf die Weiterentwicklung der Rah-
menbedingen in den Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege in Nordrhein-Westfa-
len. Die Einführung einer dynamischen Fortschreibungsrate, die Verbesserung der Fachkräf-
tesituation, der Start einer zielgerichteten Ausbildungsoffensive und die Vereinfachung von 
Fördermaßnahmen sollen die Rahmenbedingungen für eine frühkindliche Bildung optimieren. 
Personal, Betreuungszeiten und Gruppen sollen passgenauer organisiert werden können. 
 
 
B Beratung 
 
Der Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend hat am 23. April 2026 eine Anhörung zu diesem 
Gesetzentwurf durchgeführt.  
 
Den kommunalen Spitzenverbänden wurde im Rahmen der Anhörung Gelegenheit zur Ab-
gabe einer Stellungnahme gegeben.  
 
Zur Anhörung lagen folgende Stellungnahmen vor: 
 

Urheber/in Stellungnahme 

Arbeitsgemeinschaft der  
kommunalen Spitzenverbände  
Nordrhein-Westfalen 
Köln 
 

18/3665 

Städtetag Nordrhein-Westfalen 
Köln 
 

Städte- und Gemeindebund  
Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

Landschaftsverband Westfalen-Lippe 
Münster 
 

18/3599 
Landschaftsverband Rheinland 
Köln 
 

Arbeitsgemeinschaft der  
Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege des Landes Nord-
rhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

18/3656 
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Urheber/in Stellungnahme 

Deutscher Kitaverband -  
Landesverband NRW 
Klaus Bremen  
Essen 
 

18/3671 

Kitabündnis NRW 
Berlin 
 

18/3655 

Der Kinderschutzbund  
Landesverband NRW e.V. 
Wuppertal 
 

18/3675 

Gewerkschaft Erziehung und  
Wissenschaft NRW 
Essen 
 

18/3597 

Landesverband Kindertagespflege  
NRW e.V. 
Meerbusch 
 

18/3611 

Berufsvereinigung der  
Kindertagespflegepersonen e.V. 
Berlin 
 

18/3664 

Verband Bildung und Erziehung -  
Landesverband NRW e.V. 
Dortmund 
 

18/3618 

ver.di - Landesbezirk NRW 
Düsseldorf 
 

18/3657 

komba gewerkschaft nrw e.V. 
Köln 
 

18/3612 

Landesjugendring NRW 
Düsseldorf 
 

--- 

Landeselternbeirat NRW  
Düsseldorf 
 

18/3659 

Katholisches Büro NRW 
Düsseldorf 
 

18/3658 
Evangelisches Büro NRW 
Düsseldorf 
 

Kinder- und Jugendrat NRW  
Landesjugendamt Westfalen  
Münster 
 

--- 
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Urheber/in Stellungnahme 

Dr. Fritz Jaeckel  
IHK Nord Westfalen  
Münster  
 

18/3663 

Mike Hüsing 
Jugendamt Kreis Steinfurt 
Steinfurt 
 

18/3668 

Professor Nurdin Thielemann  
Internationale Hochschule 
Magdeburg 
 

18/3620 

 
weitere Stellungnahmen: 
 
BZÖG, Unna               18/3559 
 
Verbundleitungen der katholischen Kindertageseinrichtungen    18/3628 
 
unternehmer nrw, Düsseldorf           18/3676 (Neu-
druck) 
 
Zahnärztekammer Nordrhein, 
Zahnärztekammer Westfalen-Lippe, 
Kassenzahnärztliche Vereinigung Nordrhein und 
Kassenzahnärztliche Vereinigung Westfalen-Lippe      18/3677 
 
Landesintegrationsrat NRW           18/3703 
 
Bundesverband Vereinbarkeit e.V. (BVV)        18/3707 
 
Die Anhörung ist im Ausschussprotokoll 18/1199 dokumentiert. 
 
Eine Auswertung der Anhörung erfolgte in der Sitzung des Ausschusses für Familie, Kinder 
und Jugend am 8. Juni 2026; die abschließende Beratung und Abstimmung am 9. Juli 2026. 
 
Die Fraktion der CDU betonte, dass mit den vorliegenden Änderungsanträgen weiterhin Pra-
xishinweise der beteiligten Akteure u.a. zu Bürokratieabbau, Personalverordnung und Kind-
pauschalen genutzt würden, um den ursprünglichen Gesetzentwurf konsequent weiterzuent-
wickeln zu können. Für die Beteiligten könne so zusätzliche Planungssicherheit geschaffen 
werden.  
 
Die Fraktion der SPD kritisierte, der vorliegende Gesetzentwurf verschlechtere die Bedingun-
gen der frühkindlichen Bildung in Nordrhein-Westfalen. Auch die nachträglichen Änderungs-
anträge und die Nachbesserungen bei den Kern- und Randzeiten würden den Kita-Alltag zwar 
in Betreuungszeiten aufteilen, widersprächen damit aber den pädagogischen Realitäten in den 
Einrichtungen.  
 
Die Fraktion von BÜNDNIS/90 DIE GRÜNEN erklärte, dass vorrangiges Ziel des vorliegenden 
Gesetzentwurfes sowie der Änderungsanträge sei, Kindertageseinrichtungen offen zu halten 
und den Eltern Verlässlichkeit bieten zu wollen. Die Ausbildung von Fachkräften würde weiter 
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vorangetrieben, wie auch die Chancengerechtigkeit weiter gestärkt. Die Einführung des Kita-
Sozialindexes wie auch der Chancen-Kitas unterstütze dies zusätzlich. 
 
Die Fraktion der FDP entgegnete, dass die Landesregierung die Zeit seit der ersten Ankündi-
gung des Gesetzentwurfs schlecht genutzt habe. Eine Änderung an den Kern- und Randzeiten 
löse nicht alle grundsätzlichen Herausforderungen, die die Kindertageseinrichtungen in Nord-
rhein-Westfalen zu bewältigen hätten. Fehlende Änderungen zu den wichtigen Themen der 
Inklusion und finanzieller und struktureller Benachteiligung der Freien Träger seien vertane 
Chancen. Auch die eingebrachten Änderungsanträge führten nicht zu deutlichen Verbesse-
rungen. 
 
Für die Landesregierung führte Ministerin Verena Schäffer aus, der vorliegende Gesetzesent-
wurf gebe den Trägern die notwendigen Möglichkeiten und die Flexibilität an die Hand, die sie 
benötigten und begegne damit der angespannten Situation in den Einrichtungen. Auch der 
aktuelle Änderungsantrag schaffe mit der Überarbeitung der Buchungsschritte weitere Flexi-
bilität. Die geänderte Kindpauschale minimiere das Risiko für die Träger und verbessere die 
Planungssicherheit. 
 
Zur vollständigen Diskussion wird auf das später vorliegende Ausschussprotokoll APr 18/1275 
verwiesen.  
 
Zur abschließenden Beratung und Abstimmung im Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend 
lagen drei Änderungsanträge der Fraktion der CDU und der Fraktion der BÜNDNIS/90 DIE 
GRÜNEN vor. Diese Änderungsanträge wurden als Drucksachen 18/18523, 18/19307 und 
18/20466 veröffentlicht. 
 
Die Änderungsanträge wurden im Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend am 9. Juli 2026 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, gegen die Stim-
men der Fraktionen der SPD, FDP und AfD angenommen. 
 
Über den so geänderten Gesetzentwurf, Drucksache 18/17575, wurde im Ausschuss für Fa-
milie, Kinder und Jugend am 9. Juli 2026 abgestimmt.  
 
Bei der Abstimmung wurde dieser mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, gegen die Stimmen der Fraktionen der SPD, FDP und AfD angenommen. 
 
 
C Ergebnis 
 
Der Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend empfiehlt, den Gesetzentwurf, Drucksache 
18/17575, in der Fassung seiner Beschlüsse anzunehmen. 
 
 
 
Wolfgang Jörg 
Vorsitz 
 


